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Zur besseren Lesbarkeit werden in FAIR WOHNEN 
personenbezogene Bezeichnungen, die sich zugleich 
auf Männer und Frauen beziehen, in der im Deutschen 
üblichen männlichen Form angeführt, also z. B. 
»Mieter« statt »MieterInnen« oder »Mieterinnen und 
Mieter«. Dies soll jedoch keinesfalls eine Geschlechter-
diskriminierung oder eine Verletzung des Gleichheits-
grundsatzes zum Ausdruck bringen.

Liebe Leserin, lieber Leser,

Wohnen wird immer teurer, auch die Preise für 
Energie steigen stark an. Gas ist um ein Drittel 
teurer als noch vor einem Jahr, Fernwärme um 
11 Prozent, Strom um 6 Prozent. Aktuell steht 
die Inflation mit 5 Prozent auf dem höchsten 
Wert seit 1984. Ein typischer Wocheneinkauf 
kostet um fast 9 Prozent mehr als noch vor 
einem Jahr. 

Vor diesem Hintergrund droht nun im April 
mehr als einer Million Mieterinnen und Mie-
tern eine Erhöhung ihrer Mieten: die Richt-
wert- und die Kategoriemietzinse sollen um 
jeweils über 5 Prozent angehoben werden (sie-
he Titelgeschichte ab Seite 14).

Um angesichts der galoppierenden Teuerung 
Haushalte vor weiter steigenden Belastun-
gen – die viele nicht mehr stemmen können – 
zu schützen, ist ein Stopp der Mieterhöhun-
gen dringend geboten. Im Vorjahr haben wir 
die Aussetzung erreicht; auch heuer haben wir 
uns dafür stark gemacht. 

Das Argument, dass eine Aussetzung heuer 
nicht möglich sei, geht ins Leere. Schließ-
lich setzte die Regierung, um die Stromprei-
se für die Haushalte nicht aus dem Ruder lau-
fen zu lassen, mit Jänner die Ökostromkosten 
aus. Ein Aussetzen der Mietererhöhung wäre 
folgerichtig. 

Zu Redaktionsschluss dieser Ausgabe stand 
noch nicht fest, ob es zur Erhöhung der Mie-
ten kommt oder ob diese ausgesetzt wird. 
Wir erwarten die Entscheidung mit großer 
Spannung. 

Herzlichst, Ihr

Georg Niedermühlbichler
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Georg Niedermühlbichler: Wie wird 
sich die Coronakrise langfristig auf 
unser Wohnen auswirken? Werden 
wir von Welle zu Welle in ein neues 
Biedermeier gespült?

Christoph Reinprecht: Zu Beginn der 
Pandemie ist man davon ausgegan-
gen, dass sie nach ein paar Monaten 
vorüber sein würde. Jetzt zeigen sich 
Tendenzen, dass sich die Ungleich-
heit dramatisch verschärft: Vorteile 
haben jene, die über mehr Ressour-
cen zur längerfristigen Gestaltung des 
Wohnens und des Wohnraums verfü-
gen. Im Mittelpunkt stehen Fragen wie 
Größe, Ausstattung, Belegung, aber 
auch Zugang zu Grünraum und Erho-
lung in weniger verdichteten Wohn-
umfeldern: Wie wohne ich und wie 
kann ich Wohnraum für mich oder für 
meine Familie in Hinblick auf die Be-
dürfnisse, die auch durch die Pande-
mie verstärkt wurden, gestalten? Die 
Notwendigkeit, in der Wohnung meh-
rere Funktionen zu vereinen - Wohnen, 
Arbeit, Betreuung, aber auch Grün-
raumzugang – fördert große Ungleich-
heiten zutage. Die internationale For-
schung zeigt zudem klar, dass beengte 
Wohnverhältnisse ein entscheidender 
Faktor für die Ausbreitung der Pande-
mie sind.

»Das Mietrecht 
braucht wieder viel 
stärkere Regulierung«
Im großen Fair-Wohnen-Interview spricht Christoph Reinprecht, Professor für Sozio-
logie an der Universität Wien, mit MVÖ-Präsident Georg Niedermühlbichler über 
die Auswirkungen der Pandemie, leistbares Wohnen und die Notwendigkeit, den 
Kampf gegen den Klimawandel sozial verträglich zu gestalten.

Zur Frage des neuen Biedermeier: die 
Pandemie verstärkt die Tendenz der 
Zentrierung auf den eigenen Haushalt, 
die eigene Person, die eigene Familie. 
Primär ist das Bedürfnis, dass es mir in 
meinem Umfeld gut geht – und nicht, 
dass es uns in einem größeren Zusam-
menhang gut geht. Wir beobachten 
in Neubaugebieten Tendenzen, die 
eine Biedermeierlichkeit stärken: im 
Wunsch nach Balkon, nach Aussicht, 
nach einem Stück privaten Grün ma-
nifestieren sich Sehnsucht und Nos-
talgie und weniger Neugier an Aus-
tausch mit der Umwelt. Im sogenann-
ten Wiener Modell des Wohnbaus, 
das vom Ansatz her ja sehr progres-
siv war, galt bis hinein in die 1980er-
Jahre der Leitgedanke, dass Wohnen 
mehr ist als die Nutzung des eigenen 

Wohnraums, sondern auch Teilhabe 
an der Stadt ist. Die Biedermeierlich-
keit steht dazu im Widerspruch. Im 
Vordergrund steht hier der Innenraum 
der Wohnung und weniger das urbane 
Gewebe mit all den Einrichtungen, In-
frastrukturen und Annehmlichkeiten, 
die eine Stadt und ihre Qualität aus-
machen. Ich sehe diese Verwerfungen 
sehr problematisch. 

Ich war lange Jahre im Wohnbau-
schuss der Stadt und kenne die He-
rausforderungen. In  Bauträgerwett-
bewerben werden wieder Gemein-
schaftsräume und Grünflächen 
gefordert… 

Wenn man Wohnungspolitik brei-
ter, stadtpolitisch definiert, bietet sie 
Chancen, die Dinge zu überdenken, 
etwa indem wir Wohnen und Stadt-
raum wieder stärker aufeinander be-
ziehen, den öffentlichen Raum redefi-
nieren. Es gibt international eine Rei-
he interessanter Beispiele, wo sich im 
Zuge der Pandemie plötzlich Räume 
öffneten. Ich glaube, dass die Thema-
tik der Stadtstraße in Wien auch unter 
diesem Gesichtspunkt zu sehen ist. 
Die Pandemie hat ein Nachdenken 
darüber ermöglicht, dass eine Stadt 
Lebensqualität in der Nutzung von Fo
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»Die Pandemie 
verstärkt die Ten-
denz der Zentrie-
rung auf den eige-
nen Haushalt, die 
eigene Person, die 

eigene Familie.«
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Räumen braucht, gerade für jene, die 
kaum private Räume haben. Die Pan-
demie kann ein Umdenken erzeugen: 
Es mag schön sein, wenn ich einen 
Balkon habe – aber ebenso wich-
tig, vielleicht sogar wichtiger ist, dass 
es Einrichtungen wie Freibäder, ge-
meinschaftlich bewirtschaftete Gär-
ten, Parks für alle gibt. 

Im letzten Interview haben Sie das 
Sesshaftigkeitsparadigma des öster-
reichischen Wohnungsmarktes ange-
sprochen. Unser Wohnen orientiert 
sich am kleinbürgerlichen Familien-
ideal, man bleibt von der Wiege bis 
zur Bahre im gleichen Haus, obwohl 
sich die Bedürfnisse ändern. 
Vor dem Hintergrund der Diskussion 
um Zersiedelung und Flächen: War-
um träumen so viele Österreicherin-
nen und Österreicher immer noch 
von ihrem Einfamilienhaus? Ist es 
ein Wunsch, der in einem steckt oder 
wird dieser Wunsch erzeugt? 

Ich glaube, Österreich ist in der Rea-
lität nach dem Ersten Weltkrieg ein 
kleinbürgerlicher und in gewissem 
Sinne auch ländlich geprägter Staat 
und eine kleinstädtisch-ländlich ge-
prägte Gesellschaft – mit der Ausnah-
me Wien. Dieses Muster wirkt bis heu-
te nach: Nicht zufällig gibt es ja öster-
reichweit rund 50 % Eigentum und in 
Wien nur 18 %. Die kleinbürgerliche 
Vorstellung des Eigenheims korres-
pondiert mit einer Form der Lebens-
führung, die wenig Mobilität impliziert. 

Die Idee einer generationenübergrei-
fenden Sesshaftigkeit und Stabilität 
steht allerdings in Konflikt mit Rea-
litäten wie Bildungsaufstieg, berufli-
cher Mobilität, hohen Scheidungsra-
ten. Die Leute bauen Häuser und las-
sen sich zehn Jahre danach scheiden. 
Die Leute bauen übergroße Häuser für 
ihre Kinder, die dort nie leben werden. 

Das ist kulturell fest verankert und 
wurde lange durch die Wohnbauför-
derung, die gerade in den Bundeslän-
dern stark in Einfamilienhäuser ging, 
auch institutionell gefördert. Bis zu 
einem gewissen Grad zeigt sich das 
sogar in der Großstadt Wien – dort, 
wo die von vielen als erfolgreich ange-
sehenen Modelle in Architektur und 
Wohnbau eher dörfliche Aspekte ha-
ben. Ein Paradebeispiel ist der Wohn-
park Alterlaa. Das ist ein vertikales 
Dorf. (Architekt Harry, Anm.) Glück 
hat es ja selbst ähnlich beschrieben. 
Viele Neubaugebiete sind eher nach 
innen orientiert und sollen im dörfli-
chen Sinn Zugehörigkeitsgefühle ver-
mitteln oder erlauben. Da besteht ein 
großer Unterschied zur »Wohnma-
schine« von Le Corbusier. Ohne das 
bewerten zu wollen, ist der Modernis-
mus in Österreich nur sehr gebrochen 
angekommen, auch weil dessen Ver-
treter, wie Adolf Loos, Josef Frank und 
Margarete Schütte-Lihotzky, weggin-
gen, weil sie außerhalb Österreichs 
mehr Resonanz hatten, zur Emigra-
tion gezwungen oder verfolgt wurden. 
Die Periode des Modernismus war nur 
sehr kurz und wurde nie hegemonial. 
Vorherrschend blieb die Idealisierung 
einer dörflichen oder kleinstädtischen 
Welt. Wien bildete bis zu einem gewis-
sen Grad dazu den Gegenpol.

Ich bin davon überzeugt, dass das Ein-
familienhaus aus ökonomischer Sicht 
und was die Flächennutzung betrifft 
das Verderben schlechthin ist. Gera-
de in periurbanen Gebieten, die jetzt 
wachsen, weil viele Menschen sich 
ein Stück weit außerhalb der Stadt an-
siedeln wollen, braucht es verdichte-
te Wohnformen. Zugleich braucht es 
die Idee, dass öffentliche Güter positiv 
besetzt und aktiv genutzt werden kön-
nen, von der Mobilität bis hin zu Parks 
und Schwimmbädern, dass Wohnen 
eine Komponente des Gemeinsamen 
und eine gesellschaftliche Dimension 
hat, weil es ein kollektives Gut ist, das 
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»Ich bin davon 
überzeugt, dass 
das Einfamilien-
haus aus ökono-

mischer Sicht und 
was die Flächen-
nutzung betrifft 
das Verderben 

schlechthin ist.«

Christoph Reinprecht im Gespräch mit Georg Niedermühlbichler in der MVÖ-Zentrale. 
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den Verbrauch von Boden impliziert. 
Dazu braucht es einen kulturellen 
Wandel, denn der Trend zum eigenen 
Haus mit Carport und Pool ist nach 
wie vor ungebremst.

Das Sesshaftigkeitsparadigma hat zwei 
Seiten. Die eine Seite ist, dass man 
Wohnen dauerhaft denkt: ich ziehe 
wo ein und bleibe dort quasi auf ewig. 
Die Realität unseres Lebens steht dazu 
jedoch in einem krassen Gegensatz, 
unser Leben ist Bewegung, Verände-
rung, Unstetigkeit, immer wieder ein 
Neubeginn: sei es in Bezug auf Haus-
halts- und Familiengründung, Schei-
dungserfahrung, Ausbildung und Be-
rufs(orts)wechsel, Auszug aus dem 
Elternhaus und Pensionierung, Mig-
ration, Flucht. Im Grunde genommen 
wird man wohnungspolitisch für die-
se das Leben in der Gegenwart prä-
gende Mobilität bestraft: es ist teu-
er, die Transaktionskosten sind hoch. 
Die zweite Seite ist, dass alle Statisti-
ken die Sesshaftigkeit beim Wohnen in 
den Mittelpunkt stellen.

Das ist deshalb spannend, weil der 
Wohnbau auch etwas ist, das sei-
ne Biografie und seine Beweglichkeit 
hat. Es wird gebaut, Leute ziehen ein 
und aus, der Wohnbau verändert sei-
ne Funktion. Es braucht einen ech-
ten Kulturwandel, um die Perspekti-
ve darauf zu richten, dass sich Bedürf-
nisse im Lebenslauf ändern können, 
dass Menschen sich bewegen, und 
dass es beim Wohnen immer auch da-
rum geht, was wir in den verschiede-
nen Momenten und Konstellationen, 
in die uns das Leben verstrickt, brau-
chen. Wohnbau, der für die sich wan-
delnden gesellschaftlichen Anforde-
rungen offen ist, versteht Wohnen als 
ein kollektives Gut.

Es gibt den alten Spruch: man soll ein 
Haus bauen, einen Baum pflanzen 
und ein Kind zeugen. Kommt diese 
überholte Aussage wieder in Mode? 
Werden wir wieder konservativer? Es 
wird oft gesagt, dass junge Menschen 
konservativer sind als ihre Eltern.

Generell kann man sagen, dass die 
Pandemie nicht gerade die wohnre-
volutionären Tugenden stärkt, son-
dern eher den Konservativismus. Die 
Tatsache, dass junge Leute aktuell teil-
weise wieder stärker ins Eigentum 

gehen oder Eigentumsoptionen wahr-
nehmen, ist sicherlich Ausdruck 
eines konservativen Trends, hat aber 
auch ökonomische Gründe, da Mie-
ten heutzutage in der Regel mit ho-
hen Kosten verbunden und vielfach 
nur befristet möglich ist. Das stärkt 
das konservative Denken und damit 
zusammenhängende Konzepte wie 
den Vorsorgegedanken. Aber es exis-
tiert auch ein alternativer Trend , ein 
kritisches Bewusstsein, wie man es 
auch bei »Fridays vor Future« sieht, 

das in Richtung Sharing Economy, 
Commons, gemeinschaftsorientier-
te Wohnmodelle geht. Kohabitatsmo-
delle finden vor allem bei jungen Leu-
ten in Mittelschichten Anklang, in so-
zioökonomisch schwachen Gruppen 
ehr weniger. Der angemessenste Be-
griff, die aktuelle Entwicklung zu be-
schreiben, ist sicherlich Fragmentie-
rung: Die Gesellschaft zerfällt in ver-
schiedene Teile, die sich auseinander 
bewegen. Es gibt Neukonservativis-
mus, durch Eigentumsideologien ver-
stärkt, alternative Strömungen, die 
neue gemeinschaftliche Wohnformen 
ausprobieren, für andere ist Wohnen 
schlicht eine Notwendigkeit, die sich 
in einer instrumentellen Haltung zum 
Wohnen ausdrückt.

Wir sehen, dass die Mieten im priva-
ten Bereich massiv steigen, auf der 
anderen Seite die Einkommen je-
doch nicht mithalten. Müssen die 
Einkommen steigen, die Mieten sin-
ken oder beides zugleich?

»Wohnbau, der 
für die sich 

wandelnden 
gesellschaftlichen 
Anforderungen of-

fen ist, versteht 
Wohnen als ein 
kollektives Gut.«

Beim Interview in der MVÖ-Zentrale: Christoph Reinprecht und Georg Niedermühlbichler. 
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Die Frage ist komplex, weil sie einen 
historischen Hintergrund hat. In Ös-
terreich geht die verhaltene Ein-
kommenspolitik zurück auf volks-
wirtschaftliche Überlegungen etwa 
von (Heinz, Anm.) Kienzl, der in den 
1950er und 60er Jahren die volkswirt-
schaftliche Abteilung des ÖGB leitete.. 
Die, wie es damals hieß, »vorsichti-
ge« Lohnpolitik wurde letztlich durch 
eine großzügige und konsensgestütz-
te Wohnbauförderungspolitik ausge-
glichen. Zugespitzt könnte man sagen: 
bescheidenen Einkommenszuwäch-
sen stehen niedrige Mieten gegenüber. 

Das hat lange gut funktioniert. Mit der 
Liberalisierung im Mietrecht Anfang 
der 1990er-Jahre und den Änderungen 
in der Wohnbauförderung funktio-
niert dieses Modell nicht mehr. Daher 
ist es heute so, dass ein zunehmender 
Anteil der Bevölkerung im Verhältnis 
zu Mieten und Wohnkosten zu we-
nig verdient. Das erkennt man daran, 
dass die Mietpreisentwicklung im Ver-
gleich zur Einkommenssteigerung in 
den letzten 20 Jahren deutlich stärker 
ist. Es braucht also beides: Mietreduk-
tion und Einkommenserhöhung; vor 
allem braucht es eine Reduktion der 
schlecht bezahlten Jobs. Es gibt viel zu 
viele Menschen, vor allem Frauen, die 
in niedrig entlohnten Bereichen be-
schäftigt sind. 

In Österreich war der Mietmarkt lan-
ge und gut preisreguliert. Das Richt-
wertsystem lässt mit dem Lagezu-
schlag aber viel Spielraum und ist 

für Mieter undurchsichtig. Wäre es 
aus ihrer Sicht an der Zeit, das star-
re Datum, das Bauten vor 1945 preis-
geschützt sind und alles danach nicht 
mehr, aufzuheben?

Prinzipiell braucht das Mietrecht wie-
der viel stärkere Regulierung. In den 
nächsten Jahren wird sicherlich der 
Bestand in den Mittelpunkt der Dis-
kussion rücken, im Sinne der Sanie-
rung. Nicht die gründerzeitliche Sa-
nierung wie bei der sanften Stadt-
erneuerung, sondern die Sanierung 
des Nachkriegswohnbaus, der unter-
schiedliche Qualität hat, aber trotz-
dem wesentlich für die Stadt ist. Es 
wird sehr darauf zu achten sein, dass 
es in der Folge zu keinen erhöhten 
Mietbelastungen kommt. Insgesamt 
sind die hohen Mieten – in manchen 
Segmenten könnte man fast sagen der 
Wucher – ein riesiges Problem. Das gilt 
nicht zuletzt für den Neubau, vor al-
lem im frei finanzierten Bereich. Man 
müsste im Grunde genommen die 
Kostenbegrenzung auf den gesamten 
Wohnungsmarkt ausdehnen. 

Die Gefahr, dass von Eigentümersei-
te her dann nichts mehr gebaut wird, 
sehen sie nicht?

Nein. Im gründerzeitlichen Segment 
gibt es einen Strukturwandel, was 
Eigentümerverhältnisse betrifft. Es 
kommen zunehmend größere Akteu-
re ins Spiel, Versicherungen, interna-
tionale Investoren usw., die anders 
kalkulieren und in jedem Fall auf Pro-
fit aus sind, siehe die vielen Luxussa-
nierungen und Dachbodenausbauten. 
Die Kleineigentümer, die unter der 
Last der Erhaltung ihrer Zinshäuser 
stöhnen, , sind in Wien zu einem Min-
derheitenprogramm geworden. Sieht 
man sich die Entwicklung an, dann 
hat die Eigentümerseite in den letz-
ten Jahren das Maximum herausge-
holt und auch den Bogen überspannt. 
Das zeigt sich auch im freifinanzierten 
Neubau, besonders im Eigentumsseg-
ment mit seinem Boom zur Wohnung 
als Anlageobjekt. Beim Wohnen ist die 
Eigentumslogik grundsätzlich zu hin-
terfragen, wir müssen Wohnen wie-
der verstärkt als kollektives Gut sehen, 
das wichtige soziale und gesellschaft-
liche Funktionen erfüllt. Das System 
ist heute alles andere aus ausbalan-
ciert, die Kräfteverhältnisse wurden 

Christoph Reinprecht beim Fair-Wohnen-Interview in der Zentrale der Mietervereinigung. 

»Insgesamt sind 
die hohen Mieten 
– in manchen Seg-

menten könnte 
man fast sagen 

der Wucher – ein 
riesiges Problem.«
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in den letzten Jahren, ja – Jahrzehn-
ten zu stark in Richtung Eigentum 
verschoben. 

Welche Mechanismen bräuchte es 
aus ihrer Sicht, um den Preisdruck 
im Wohnungssektor zu verringern?

Es braucht auf jeden Fall stärkere re-
gulative Eingriffe. Eine Art von Mieten-
deckelung wäre ein im Kern richtiger 
Ansatz. Das derzeitige Lagezuschlag-
System hat sich als zahnlos erwiesen. 
Man kann in den innenstadtnahen Be-
zirken mit großem gründerzeitlichem 
Bestand gut beobachten, wie das läuft. 
Zum anderen braucht es unbedingt 
eine strikte Begrenzung der Befristun-
gen. Unbefristete Mietverhältnisse er-
möglichen dem Mieter ja erst Mobi-
lität, Spielräume und Wahlentschei-
dungen. Und es braucht eine breitere 
Diskussion über die Sozialpflichtigkeit 
des Eigentums, die hierzulande kaum 
stattfindet. 

Zum Thema Klimawandel: Die Bun-
desregierung hat einen CO2-Preis 
beschlossen. Mieter müssen nun die-
sen CO2-Preis bezahlen, können sich 
aber die Form der Heizung nicht aus-
suchen. Wie sehen Sie diese Thema-
tik und wie könnte man die Bekämp-
fung des Klimawandels sozial ver-
träglicher gestalten?

Das ist ein echtes Problem, beim Woh-
nen stehen Maßnahmen gegen den 
Klimawandel häufig im Widerspruch 
zu umverteilungspolitischen Anlie-
gen und der Bekämpfung von Un-
gleichheiten. Eine besondere Her-
ausforderung, die auf Wien zukommt, 
ist die Sanierung des Bestands, ins-
besondere des Wohnbaus der Nach-
kriegsjahrzehnte. Denkbar wäre, das 
in Wien bewährte Modell der sanf-
ten Stadterneuerung im Sinne einer 
grünen Stadtsanierung umzubauen. 
Stadterneuerung beinhaltet ja immer 
die Gefahr, dass die ansässige Bevöl-
kerung hinaussaniert wird. Das war 
die Erfahrung in vielen europäischen 
Städten, aber nicht in Wien. Eine grü-
ne Stadtsanierung würde nicht nur die 
Eigentümer adressieren, sondern auch 
die Mieterinnen und Mieter als Akteu-
rinnen und Akteure anerkennen und 
in ihrer Position stärken. Das halte ich 
für ganz zentral. Es geht ja nicht nur 
um Wohnungen und Häuser, sondern 

um die Menschen, die darin leben, 
ihre Lebensqualität und die Qualität 
ihres sozialen und städtischen Um-
felds. Und es geht um Kräfteverhält-
nisse. Die sanfte Stadterneuerung 
stand noch unter dem Gesichtspunkt 
einer eher kleinstrukturierten Eigen-
tümerlandschaft. Doch das hat sich 
verändert, die Kräfteverhältnisse sind 
schwieriger geworden. In diesem Kon-
text ist wichtig, neben entsprechenden 
Akzenten auf der Makroebene städti-
scher Governance dezentrale Struk-
turen der Unterstützung auszubauen. 
Wir haben in einem anderen Zusam-
menhang die Idee von dezentralen, in 
den Bezirken verankerten Wohnbü-
ros entwickelt. Jede Person, die woh-
nungsbezogene Fragen hat oder auf 
Wohnungssuche ist, kann sich dort-
hin wenden, wird beraten, bekommt 
Unterstützung. Es braucht solche Kor-
rektive, mit deren Hilfe die Stadt loka-
le Akteure einschließlich der Mieterin-

nen und Mieter stärkt, dass sie selbst 
in diesem Prozess eine Stimme sind, 
mitgestalten können und ein Gegen-
gewicht bilden zu den Interessen der 
Eigentümer, die ihre eigene Logik in 
der Umsetzung der ökologischen Sa-
nierung haben. Dieser Weg wäre auch 
deshalb interessant, weil er deutlich 
macht, dass es nicht nur um Sanie-
rung, sondern um ein kollektives Gut 
geht – um die Stadt, um Lebensquali-
tät, um uns alle.

Danke für das Gespräch.

»Eine grüne Stadt-
sanierung wür-

de nicht nur die 
Eigentümer ad-

ressieren, sondern 
auch die Mieterin-
nen und Mieter als 
Akteurinnen und 
Akteure anerken-
nen und in ihrer 

Position stärken.«

Christoph Reinprecht und Georg Niedermühlbichler im Gespräch.
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Betriebskosten,
quo vadis?

ürzlich wurde der Mieter-
vereinigung Steiermark 
eine Betriebskostenab-

rechnung über das Jahr 2021 zur 
Prüfung übergeben. Die durch-
schnittlichen Betriebskosten be-
trugen in diesem Grazer Altbau 
netto 3,50 Euro pro Quadratme-
ter. Wenn man bedenkt, dass 
die derzeitigen Betriebskosten 
derzeit bei ca. 2,00 €/m2 liegen, 
wird man zu Recht misstrauisch. 
Ein Blick auf vergangene Jahres-
abrechnungen zeigte, dass die 
Kosten bereits länger auf sehr 
hohem Niveau waren. 

Die Kostentreiber in diesem Fall 
waren Versicherung, Wasser 
und Kanal. Aufgrund jahrelan-
ger Erfahrung war schnell klar, 
dass man sich die Belege genau-
er anschauen muss. Die Miet-
partei lieferte zudem den wert-
vollen Hinweis, dass es ständig 
zu Wasserschäden (Rohrbrü-
che) im Haus kommt. Offen-
sichtlich handelt es sich hier um 
ein renovierungsbedürftiges 
Haus. Der Vermieter repariert 
nur das, wozu er gesetzlich ver-
pflichtet ist. Rohre werden erst 
gewechselt, wenn diese einen 
Schaden aufweisen. 

Ständige Rohrbrüche erhöhen 
bekanntlich die Versicherungs-
prämie erheblich. Die höhe-
re Prämie zahlt aber nicht der 

Vermieter, sondern wird in den 
Betriebskosten auf die Mieter 
überwälzt. 

Dabei ist festzuhalten, dass die 
Versicherung lediglich die Re-
paratur an der Verrohrung bzw. 
deren Austausch und die Schä-
den am Haus (Entfeuchtung, 
Erneuerung der Malerei usw.) 
übernimmt. Der Wassermehr-
verbrauch wird von der Versi-
cherung hingegen nicht über-
nommen. Die oft sehr hohen 
Kosten fließen in die Betriebs-
kostenabrechnung und sind von 
den Mietern anteilsmäßig zu be-
zahlen. Da der Wasserverbrauch 
maßgeblich für die Berechnung 
der Kanalgebühren ist (Berech-
nungsweise der Kanalgebühren 
ist von der jeweiligen Gemein-
de abhängig!), steigen die Kos-
ten auch bei dieser Position dra-
matisch an. 

Wir haben die rechtlich unbe-
friedigende Situation, dass die 
Mieter quasi durch die Hinter-
tür für die mangelnde Instand-
haltung alter Häuser zur Kassa 
gebeten werden. 

Es ist im Einzelfall zu prüfen, 
ob ein Antrag auf Erhaltungs-
arbeit sinnvoll bzw erfolgsver-
sprechend ist. Dies kommt im 
Wesentlichen auf den techni-
schen Zustand der Verrohrung 

Die Mietervereinigung Steiermark prüft jährlich hunderte von Betriebskosten-
abrechnungen. Man möchte meinen, dass betreffend Betriebskosten alles aus-
judiziert ist und keine Fragen mehr offenstehen. Aber weit gefehlt. In der Praxis 
stößt man immer wieder auf Themen, mit denen sich noch niemand wirklich be-
schäftigt zu haben scheint. 

an. Einen generellen Austausch 
der Wasserrohre - quasi prophy-
laktisch – wird man im Zuge des-
sen wohl nicht erreichen. 

Schadenersatzansprüche hat 
die Mietpartei jedenfalls nur 
dann, wenn man dem Vermie-
ter/der Hausverwaltung ein 
Verschulden nachweisen kann 
(zB. wenn im Zuge einer Leers-
tehung die Fenster in der Woh-
nung 24 Stunden am Tag – und 
das im Winter - offen stehen und 
dies zu einem Wasserrohrbruch 
geführt hat). 

Fazit: Betriebskosten sind stän-
dig wiederkehrende Kosten zur 
Aufrechterhaltung des Betrie-
bes. Die Positionen Versiche-
rung, Wasser und Kanal sind 
klassische und unumstrittene 
Betriebskosten gemäß §§ 21 ff 
MRG. Aber: die jährlich steigen-
den Mehrkosten, welche offen-
sichtlich auf jahrelange Untätig-
keit eines Eigentümers hinsicht-
lich der Erhaltung des Hauses 
fußen, stellen nach unserer Auf-
fassung keine Betriebskosten im 
Sinne des Gesetzgebers dar. 
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Rat & Hilfe
Angebot und Außen-
stellen der Mieterver-
einigung Steiermark:

mietervereinigung.at/738/
Leistungsumfang-Zustaendigkeit 

Dr. Tanja Scheucher
ist Juristin der 

Mietervereinigung 
Steiermark.
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eit ihrer Geburt lebte And-
rea Wagner* mit ihren El-
tern in einer Wohnung in 

Wien-Mariahilf. 2017 verstarb 
die Mutter, im August 2019 der 
Vater – beide nach langer Krank-
heit. Wagner trat in das Haupt-
mietrecht des Vaters ein. Ihr gu-
tes Recht, denn einem Kind, das 
im gemeinsamen Haushalt ge-
lebt und dringenden Wohnbe-
darf hat, steht dies nach dem 

Tod der Eltern laut §14 Miet-
rechtsgesetz zu (siehe Info-Kas-
ten rechts).

Unter dem Eindruck des Schick-
salsschlages hoffte Wagner in 
dieser für sie äußerst belas-
tenden Situation auf Empathie 
und Fairness seitens des Haus-
eigentümers – schließlich war 
die Familie seit über 30 Jahren 
treuer Mieter. Sie wurde bitter 

enttäuscht. Der Eigentümer, ein 
börsenerfahrener Multimillio-
när, setzte die junge Frau eiskalt 
unter größtmöglichen Druck. 
Noch im November 2019 leitete 
er ein Kündigungsverfahren ein.

Wagner wandte sich an die Mie-
tervereinigung, wo sie rasch 
Hilfe erhielt. Mithilfe eines bei-
gestellten Rechtsanwalts wur-
de die ungerechtfertigte Kün-
digung abgewehrt. Alles gut? 
Mitnichten! Nach dem geschei-
terten Räumungsversuch setz-
te der Hauseigentümer seine 
Einschüchterungs-Strategie fort 
und erhöhte im Jänner 2020 den 
monatlichen Mietzins um 1.300 
(!) Euro – und zwar rückwirkend 
per September 2019. Wagners 
Vater hatte für die Wohnung 
einen Netto-Mietzins von 351 
Euro vereinbart – sie sollte nun 
vom Zeitpunkt ihres Eintritts in 
den Mietvertrag plötzlich den 
Fantasie-Betrag von 1.653 Euro 
zahlen. Ein Betrag, der für Wag-
ner schlicht nicht zu leisten war, 
weil er deutlich über ihrem Ver-
dienst lag. 

Wagner wandte sich erneut an 
die Mietervereinigung – dort er-
rechneten die Wohnrechts-Ex-
perten einen höchstzulässigen 
Mietzins von 661 Euro und emp-
fahlen ihr, bis auf weiteres die-
sen Betrag zu überweisen. Der 
gesetzliche Hintergrund findet 

Marisa Herzog-
Perchtold

ist Teamleiterin der 
Mietervereinigung 

in Wien.

Verfassungsgerichtshof 
bestätigt Mieterschutz  
Die Mietervereinigung half einer jungen Wienerin, ihre Wohnung nach dem Tod der 
Eltern zu behalten, wandte eine ungesetzliche Mieterhöhung ab und parierte den 
Angriff des Vermieters auf das Mietrecht vor dem Verfassungsgerichtshof.

S

*Name von der Redaktion geändert
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sich in §46 Mietrechtsgesetz (sie-
he Info-Kasten rechts). Der Ver-
mieter bestand jedoch weiter-
hin auf seinem Fantasiezins 
und setzte noch im Jänner den 
Rechtsweg in Gang, um Wagner 
weiterhin unter Druck zu setzen. 
Das Verfahren zur Feststellung 
des zulässigen Mietzinses zog 
er rasch von der Schlichtungs-
stelle zu Gericht ab. Vor dem 
Bezirksgericht musste er gegen 
die von den Experten der Mie-
tervereinigung vertretene junge 
Frau allerdings eine Niederlage 
hinnehmen. 661 Euro sind der 
höchstzulässige Mietzins, hieß 
es in der Entscheidung des Ge-
richts vom Oktober 2020. 

Der aufgrund der eindeuti-
gen Gesetzeslage nicht überra-
schende Beschluss förderte die 
einfühlsame Seite des bisher 
eiskalten Multimillionärs zuta-
ge. Jener Mann, der seiner jun-
gen Mieterin kurz nach dem Tod 
ihres Vaters eine ungerechtfer-
tigte Kündigung zustellen ließ 
und nach deren Scheitern eine 
ungesetzliche Mieterhöhung 
um mehr als 1.300 Euro um-
hängen wollte, fühlte sich nun 
ungerecht behandelt: nicht die 
Verdopplung, sondern erst die 
Vervierfachung der Miete hätte 
seinem feinfühligen Gerechtig-
keitssinn Genüge getan...

Folglich ließ er seine Anwäl-
te einen Rekurs gegen die Ent-
scheidung des Gerichts und 
gleich auch einen Antrag auf 
Normenkontrolle beim Verfas-
sungsgerichtshof (VfGH) ein-
bringen. Damit wurde das Ver-
fahren bei Gericht gestoppt und 
der VfGH musste prüfen, ob der 
Antragsteller durch rechtswid-
rige Normen in seinen Rechten 
verletzt wurde. Im konkreten Fall 
wollte der Vermieter die gesetz-
liche Bestimmung, wonach bei 
Eintritt von Berechtigten in ein 
bestehendes Mietverhältnis der 
Mietzins nur bis zu einer gewis-
sen Obergrenze erhöht werden 
darf, kippen – ein direkter An-
griff auf eine wichtige Schutzbe-
stimmung des österreichischen 

Mietrechts. Die Mietervereini-
gung stellte Wagner einen An-
walt bei, um die Attacke im In-
teresse aller Mieter zu parieren.

Im November 2021 wies der 
VfGH den Antrag des Vermie-
ters entschieden zurück: »Vor 
dem Hintergrund der Recht-
sprechung des Verfassungsge-
richtshofes zum erheblichen 
rechtspolitischen Gestaltungs-
spielraum des Gesetzgebers im 
Mietrecht lässt das Vorbringen 
des Antrags die behauptete Ver-
fassungswidrigkeit als so wenig 
wahrscheinlich erkennen, dass 
er keine hinreichende Aussicht 
auf Erfolg hat.« Die Mieterver-
einigung bewahrte mit diesem 
Erfolg vor dem Höchstgericht 
nicht nur Wagner, sondern alle, 
die in einen Mietvertrag eintre-
ten, vor willkürlichen und un-
leistbaren Mietsteigerungen.

Mit der Entscheidung des VfGH 
wurde das Verfahren bei Gericht 
fortgesetzt. Somit war nun das 
Landesgericht für Zivilrechts-
sachen Wien am Zug. Auch hier 
war die Entscheidung eindeutig: 
Der Rekurs des Vermieters wur-
de abgewiesen, ihm bleibt kein 
weiteres Rechtsmittel. 

Nach über zwei Jahren steht nun 
fest: Wagner kann in der Woh-
nung bleiben. Ihr Mietzins be-
trägt 661 Euro. Die Kosten der 
Verfahren muss der Vermieter 
tragen. 

Die Mietervereinigung wird 
auch künftig – wie seit mittler-
weile 111 Jahren – Mietern mit 
Rat und Tat hilfreich zur Seite 
stehen. 

Wie der konkrete Fall zeigt, ist 
der Mieterschutz auch in Öster-
reich nicht selbstverständlich, 
sondern muss immer wieder 
auf Neue gestärkt und bestätigt 
werden; und er zeigt anschau-
lich, wie stark Politik und Ge-
setzgebung beim Thema Woh-
nen gefordert sind, um viele vor 
den Begehrlichkeiten weniger 
zu bewahren.

 

Das Mietrechtsgesetz kennt 
zwei Varianten der Weiter-
gabe der Mietrechte an nahe 
Angehörige: den Mietrechts-
eintritt unter Lebenden und 
den Mietrechtseintritt im 
Todesfall.
 
Im Todesfall gilt die Eintritts-
möglichkeit für alle Mietver-
hältnisse in Wohnungen, un-
abhängig vom Gebäudealter. 
Ziel der Bestimmung ist es, 
im gemeinsamen Haushalt 
lebende nahe Angehörige 
vor der Obdachlosigkeit zu 
schützen. Voraussetzungen 
sind ein tatsächlicher ge-
meinsamer Haushalt in der 
gemieteten Wohnung und 
ein dringendes Wohnbe-
dürfnis. 

Eintrittsberechtigt sind Ehe-
partner, Lebensgefährte, 
Verwandte in gerader Linie 
(Eltern, Großeltern, Kinder, 
Enkelkinder, etc.) und Ge-
schwister. Der Eintritt pas-
siert im Todesfall des Haupt-
mieters automatisch, sollte 
jedoch zu Beweiszwecken 
schriftlich mitgeteilt werden. 
Ein entsprechendes Mus-
terschreiben stellen wir für 
unsere Mitglieder zur Ver-
fügung. 

Achtung: Es kommt zu kei-
nem Abschluss eines neuen 
Mietvertrages, der alte Ver-
trag bleibt wie er ist aufrecht. 
Auch der Name wird nicht 
geändert.

Wurde der Mietvertrag, in 
den der Eintritt erfolgt, vor 
1. März 1994 abgeschlossen, 
so darf sich die Miete (be-
grenzt) erhöhen. Lediglich 
bei Ehepartnern, Lebens-
gefährten und minderjähri-
gen Kindern bleibt die Miete 
gleich. 

i Weitergabe nach 
einem Todesfall

Jetzt MVÖ-Mitglied 
werden und unsere 
Arbeit unterstützen:

mietervereinigung.at/709/
RegistrierungsModule

Musterschreiben:
Eintritt in 

Mietvertrag

Musterschreiben für Mitglie-
der auf der MVÖ-Homepage: 

mietervereinigung.at/ 
699/Downloads



14

FAIR WOHNEN

FAIR WOHNEN 4/21

THEMA

14



15FAIR WOHNEN 1/22

+5,85%
beträgt die Erhöhung 
der Richtwertmieten.

+5,47%
beträgt die Erhöhung 
der Kategoriemieten.

Teuerung bei
Mieten stoppen!
Die nächste Mieterhöhung steht bevor: Im April sollen die Richtwert- 
und Kategoriemieten für 1 Million Mieter steigen. Die Mietervereinigung fordert 
eine Aussetzung der Erhöhung.

ür Mieter steht die nächs-
te Belastungswelle ins Haus. 
Im April sollen die Richt-

wert- und Kategoriemieten 
steigen – plus 5,85 Prozent bei 
Richtwert- und plus 5,47 Pro-
zent bei Kategoriemieten. Das 
hieße für mehr als eine Million 
Mieter insgesamt rund 140 Mil-
lionen Euro mehr an Miete im 
Jahr zahlen.

Die Mietervereinigung forder-
te in einer gemeinsamen Pres-
sekonferenz mit der Arbeiter-
kammer (AK) einen Stopp der 
Mietanhebung. 

»Wohnen wird teurer. Corona-
Wellen, Lockdowns – viele Mie-
ter sind an oder über ihre fi-
nanzielle Grenze geraten. Wir 
sehen das auch in unseren Be-
ratungen – seit einem Jahr 
ist die Nachfrage nach unse-
ren Mietzinsüberprüfungen 
enorm hoch. Daher müssen 
die Mieter jetzt entlastet wer-
den – nicht umgekehrt«, erklärt 
Elke Hanel-Torsch, Vorsitzen-
de der Mietervereinigung Wien. 
 
»Jetzt ist seit einem Jahrzehnt 

F beinahe andauernd Krise – Fi-
nanz-, Euro-, Coronakrise. Und 
am Wohnungsmarkt läuft eini-
ges schief. Vor allem junge Men-
schen, aber auch ärmere kön-
nen sich die eigenen vier Wän-
de kaum mehr leisten«, kritisiert 
Thomas Ritt, Leiter der AK-Ab-
teilung Kommunal und Wohnen. 

»Die Mieter sind bei Befristun-
gen erpressbar, wenn die Ver-
träge auslaufen. Befristete Miet-
verträge im Altbau sind zudem 
regelmäßig weit überteuert. Da-
her casht die Immobilienbran-
che ab – ihre Mieteinnahmen 
sind zwischen 2008 und 2020 
um über 100 Prozent gestiegen. 
Das passt nicht zusammen. Und 
jetzt sollen die Mieter erneut zur 
Kasse gebeten werden. Sie zah-
len jetzt schon überproportio-
nale Mieten, hohe Energiekos-
ten, das alles heizt die Inflation 
weiter an und dann sollen sie 
erneut höhere Mieten zahlen.« 
 
Ab April droht Richtwert- und 
Kategoriemieten-Erhöhung
Im Vorjahr hat die Regierung 
aufgrund des Drängens von 
AK und Mietervereinigung die 

Anpassung der Richtwert- und 
Kategoriemieten ausgesetzt, um 
Mieter in der Corona-Pandemie 
zu entlasten. Gewöhnlich wer-
den sie alle zwei Jahre per 1. Ap-
ril an die Inflation angepasst. 
Heuer würde nun eine saftige 
Erhöhung ins Haus stehen. Die 
Erhöhung der Richtwert- und 
Kategoriemieten veröffentlicht 
das Justizministerium im März. 
 
Insgesamt droht rund 755.000 
Mietern in Österreich eine Erhö-
hung der Richtwertmieten um 
5,85 Prozent. Das wären Mehr-
kosten von mehr als 100 Millio-
nen Euro für alle Betroffenen. 
 
»Die Erhöhung der Richtwert-
mieten bringt bei einer 80-Qua-
dratmeter-Wohnung in einem 
Altbau in Wien Mehrkosten von 
rund 360 Euro im Jahr«, rechnet 
Hanel-Torsch. Da der Richtwert 
für jedes Bundesland unter-
schiedlich ist, unterscheiden 
sich auch die Mehrkosten. »In 
Oberösterreich macht die Erhö-
hung rund 390 Euro aus, in der 
Steiermark fast 500 Euro. In Vor-
arlberg, wo der Richtwert am 
höchsten ist, müssten Mieter Fo
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Burgenland
Kärnten
Niederösterreich
Oberösterreich
Salzburg
Steiermark
Tirol
Vorarlberg
Wien
*in Euro pro Quadratmeter Wohnnutzfläche und Monat   
**Eigene Berechnung, offizielle Verlautbarung bei Redaktionsschluss ausständig 

5,30 €
6,80 €
5,96 €
6,29 €
8,03 €
8,02 €
7,09 €
8,92 €
5,81 €

Richtwerte*        bis März 2022                  ab April 2022**
5,61 €
7,20 €
6,31 €
6,66 €
8,50 €
8,49 €
7,50 €
9,44 €
6,15 €

Kategorie A
Kategorie B
Kategorie C
Kategorie D brauchbar

*in Euro pro Quadratmeter Wohnnutzfläche und Monat   
**Eigene Berechnung, offizielle Verlautbarung bei Redaktionsschluss ausständig 

3,60 €
2,70 €
1,80 €
1,80 €

Kategoriemieten*        bisher                                  künftig**
3,80 €
2,85 €
1,90 €
1,90 €

Kategorie D 0,90 € 0,95 €
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über 550 Euro mehr zahlen«, er-
klärt Hanel-Torsch (Steigerung 
der Richtwertmieten siehe Info-
Kasten rechts).
 
Kräftige Teuerung 
auch bei Kategoriemieten
Berechnungen der AK zufolge 
würden die Kategoriemieten ab 
April für bestehende Mietverträ-
ge um 5,47 Prozent steigen. Bun-
desweit sollen insgesamt rund 
252.000 Mieter mehr zahlen.
 
Das heißt für einen Mieter-Haus-
halt rund 210 Euro mehr im Jahr 
zahlen. Die geschätzten Mehr-
kosten würden sich für Mieter 
auf rund 20 Millionen Euro be-
laufen (Steigerung der Kategorie-
mieten siehe Info-Kasten rechts).   
 
Neben den direkt betroffenen 
Mietern schlägt sich diese Er-
höhung für rund zwei Millio-
nen Mieter in steigenden Be-
triebskosten nieder; denn zur 
Berechnung der Verwaltungs-
honorare werden die Beträge 
der Kategorie A herangezogen 

– das sind Mehrkosten von ins-
gesamt rund 15 Millionen Euro. 
 
Schieflage 
»Extreme Energiepreise, un-
leistbare Neubauwohnungen, 
gesetzwidrig überhöhe Mie-
ten im Altbau – das alles treibt 
wieder die Inflation an, und ab 
April sollen die Mieter wieder-
um mehr an Miete zahlen«, er-
klärt Ritt. »Eine Teuerungsspi-
rale, die sich weiter und weiter 
nach oben dreht – ein regel-
rechter Teufelskreis. Allein die 
Energiepreiserhöhungen ha-
ben die Jahresinflation 2021 um 
50 Prozent erhöht. Weil die Mie-
ter heuer schon viel mehr fürs 
Heizen zahlen müssen, soll ihre 
Wohnung auch noch teuer wer-
den. Die Mieter werden ausge-
sackelt – geht’s noch?«, fragt Ritt.

Mieter am Limit 
»Wir merken in unseren Bera-
tungen, dass viele Mieter jede 
Möglichkeit nutzen müssen, um 
Geld einzusparen – seit einem 
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+64%
sind die privaten 
Hauptmieten von 

2008-2020 gestiegen. 

Jahr werden daher verstärkt 
Mietzinsüberprüfungen bei uns 
angefragt«, sagt Hanel-Torsch. 

Mehrheit der Mieter leidet 
unter Preissteigerungen
Eine Mitgliederbefragung der 
Mietervereinigung zeigte: Mehr 
als die Hälfte (53 Prozent der 
1.402 Befragten im September 
2021) sind von Preissteigerun-
gen beim Wohnen sehr bzw. 
ziemlich stark betroffen (sie-
he Grafik rechts). 26 Prozent ga-
ben an, dass Angehörige ihres 
Haushalts durch die Pandemie 
Einkommenseinbußen erlit-
ten haben. Rund ein Drittel der 
Befragten kennt jemanden per-
sönlich, der Probleme hat, sei-
ne bzw. ihre Miete zu bezahlen. 
 
Einnahmen der Immo-
Branche steigen
Auf der anderen Seite sprudeln 
bei den Immobilienfirmen die 
Mieteinnahmen. Diese Ein-
nahmen wachsen viel dynami-
scher als die Wirtschaft insge-
samt. Während das (nominelle) 
Bruttoinlandsprodukt zwischen 
2008 und 2020 nur um knapp 
30 Prozent gestiegen ist, haben 
sich die Mieteinnahmen ver-
doppelt. »Das muss man sich in 
absoluten Zahlen auf der Zun-
ge zergehen lassen«, so Ritt. 
»2008: 1,99 Milliarden Euro; 
2020: knapp 4 Milliarden Euro.« 
 
Hauptmieten explodieren
Auf den Quadratmeter gerech-
net haben sich laut AK-Berech-
nungen die Hauptmietzinse im 
privaten Mietsegment zwischen 
2008 und 2020 um 64 Prozent er-
höht. Die Verdoppelung der Ein-
nahmen basiert einerseits dar-
auf, dass der bestehende Wohn-
raum deutlich teuer geworden 
ist. Ein Plus von 64 Prozent ist 
beinahe dreimal so stark wie die 
allgemeine Teuerung im Ver-
gleichszeitraum mit 23 Prozent. 

Andererseits führt auch das so-
genannte Betongold – neue 
und teure Investmentwohnun-
gen – zu steigenden Einnahmen. 

Während die Gesamtwirtschaft 
in zwölf Jahren also lediglich 
um knapp 30 Prozent gewach-
sen ist, sind die Mieteinnahmen 
der Immo-Branche mit über 
100 Prozent unverhältnismäßig 
gestiegen.
 
Wohnen muss leistbar sein – 
Stopp der Mietenanhebung!
Im Vorjahr hat die Bundesre-
gierung die Forderung der AK 
und Mietervereinigung nach 
einer Aussetzung der Richt-
wert- und Kategorieerhöhungen 

umgesetzt – allerdings nur auf 
ein Jahr befristet. 

Das rächt sich jetzt, denn nun 
besteht erneut akuter Hand-
lungsbedarf. Statt dem erhoff-
ten Ende der Corona-Krise im 
vorigen Sommer kamen Del-
ta und Omikron mit erneu-
ten Lockdowns – viel Mieter 
sind finanziell an oder über der 
Grenze ihrer Leistungsfähig-
keit. »Die Mieter müssen ent-
lastet statt belastet werden«, 
fordern Ritt und Hanel-Torsch. 
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keine Angabe

weiß nicht
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Drei von vier neuen privaten 
Mietverträgen befristet
Verschärft wird die Situation 
für Mieter dadurch, dass im-
mer mehr private Mietverträge 
nur noch befristet abgeschlos-
sen werden. Mittlerweile sind 
drei von vier neuen Mietverträ-
gen befristet. 

»Befristete Mietverträge brin-
gen Unsicherheit – wird der Ver-
trag verlängert oder nicht?«, so 
Ritt. »Wenn es um Vertrags-
verlängerungen geht, sind die 
Mieter erpressbar in Sachen 
Mieterhöhungen. Hunderttau-
sende Miethaushalte im Land 
werden auf diese Art finan-
ziell schleichend ausgepresst.« 
Bei den bestehen Mietverträ-
gen ist fast schon jeder zwei-
te private Mietvertrag befristet. 
 
Fakt ist: Es wird in jedem Fall 
teurer. Bei einer Vertragsverlän-
gerung sind Mieter dem Vermie-
ter hinsichtlich möglicher Miet-
erhöhungen de facto ausgelie-
fert – sie sitzen am kürzeren Ast. 
Denn es wird der am Markt üb-
liche Preis verlangt. Davor le-
ben sie schon eine gewisse Zeit 
in Unsicherheit, ob der Ver-
trag überhaupt verlängert wird. 
Wird er nicht verlängert, beginnt 
die Wohnungssuche von vorne. 
Auch wer eine neue Wohnung 
suchen muss, hat mit Umzugs-, 
Kautions- und Maklerkosten zu 
rechnen. »Für viele Familien, 
vor allem für junge, sind be-
fristete Mietverträge ein großes 
Problem. Das macht Wohnen 
und somit eine langfristige Le-
bensplanung unsicher«, so Ritt. 
 
Prekäre Wohnverhältnisse 
nehmen zu
Interessant: Seit vielen Jahren 
parken große Kapitalanlagege-
sellschaften wie Investment-
fonds, aber auch reiche Privat-
personen enorme Summen auf 
den Immomärkten. Durch die-
se Flucht ins sogenannte Be-
tongold wächst das Angebot an 
privaten Mietwohnungen – um 
beinahe 150.000 Wohnungen 

im vergangenen Jahrzehnt. Die 
Zahl der unbefristet vermieteten 
privaten Wohnungen hat aber 
in dieser Zeit in absoluten Zah-
len abgenommen! Das heißt: Es 
nehmen eigentlich nur die pre-
kären Wohnverhältnisse zu und 
auch Wohnen wird nicht billiger. 
 
Auch Elke Hanel-Torsch sieht 
die Befristungen als Preistreiber 
und konstatiert ein Marktversa-
gen. Hanel-Torsch erzählt ein 
konkretes Beispiel aus der Pra-
xis der Mietervereinigung: »Eine 
alleinerziehende, berufstäti-
ge Mutter (48) eines Teenagers 
wohnt derzeit in einer 80-Qua-
dratmeter-Altbau-Wohnung in 
Wien. Seit der Trennung von 
ihrem Lebensgefährten muss 
sie die Wohnkosten alleine tra-
gen. Die Wohnung ist befris-
tet vermietet. Wird der Mietver-
trag nicht verlängert, muss sie 
in einem Jahr ausziehen. Nun 
sucht sie eine kleinere, leistbare 
Wohnung zwischen 45 und 55 
Quadratmeter. Als Alleinverdie-
nerin muss sie auf Geld schauen, 
mehr als 500 Euro kann sie fürs 
Wohnen nicht ausgeben. Für 
eine Gemeindewohnung fehlt 
das dringende Wohnbedürfnis. 
Für Genossenschaftswohnun-
gen gibt es lange Vormerklisten. 
Also sucht sie seit Monaten auf 
dem privaten ‚Wohnungsmarkt‘. 
Kleine und günstige Wohnun-
gen sind kaum zu finden, oft mit 
dutzenden Interessierten zu be-
sichtigen und noch am selben 
Tag weg. Wegen der Kosten für 
Makler, Kaution und Umzug will 
sie einen unbefristeten Mietver-
trag – doch diese werden kaum 
noch angeboten. Üblich sind 
Befristungen von drei oder fünf 
Jahren. Das bedeutet: Alle paar 
Jahre wird es entweder teurer, 
oder es kommen wieder Kosten 
für Makler, Kaution und Um-
zug auf die Alleinerzieherin zu.« 
 
Überzahlung bei Befristungen 
durch unerlaubte Aufschläge
Eigentlich gibt es bei befristeten 
Altbaumietverträgen einen ge-
setzlichen Befristungsabschlag 

Elke Hanel-Torsch: »Mieter entlasten, nicht belasten.«

Thomas Ritt: »Mieter sind bei Befristungen erpressbar.«
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90%
der befristeten Ver-

träge im Altbau haben 
überteuerte Mieten.

1.600
Euro betrug die Über-
zahlung pro Wohnung 

im Schnitt.
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von 25 Prozent – der wird in 
der Praxis aber meist nicht 
berücksichtigt. Im Gegen-
teil: Mieter zahlen viel zu viel. 
Rund 90 Prozent der befris-
teten Verträge im Altbau ha-
ben überteuerte Mieten. 
 
Die AK hat aufgrund des Mikro-
zenus der Statistik Austria be-
rechnet: Allein im Jahr 2020 be-
trug die Überzahlung pro Woh-
nung durchschnittlich beinahe 
1.600 Euro. Das ist ein unge-
rechtfertigter Aufschlag von 
32 Prozent. Auf alle befriste-
ten privaten Altbau-Wohnun-
gen gerechnet zahlen Mieter 

mit unbefristeten Verträgen um 
123 Millionen Euro zu viel an 
Hauptmietzins (bereits inklusi-
ve Umsatzsteuer).

Zu Redaktionsschluss die-
ser Ausgabe von Fair Wohnen 
stand noch nicht fest, ob die Er-
höhung heuer ausgesetzt wird 
oder nicht. Im Fall einer Erhö-
hung erfolgt die Bekanntgabe 
der aktuellen Richtwerte offiziell 
mit einer Kundmachung durch 
das Bundesministerium für Jus-
tiz. Aktuelle Informationen zum 
Thema finden Sie zeitnah auf der 
Webseite der Mietervereinigung:
mietervereinigung.at

 

Richtwertmieten: +5,85%
Diese Erhöhung trifft rund 
755.000 Mieter in Österreich 
ab April. Betroffen sind alle, 
die in Gebäuden leben, auf 
die das Mietrechtsgesetz an-
wendbar ist (zB. privater Alt-
bau vor 1945 errichtet) und 
deren Mietvertrag nach dem 
1. März 1994 abgeschlossen 
wurde.

Kategoriemieten: +5,47%
Bundesweit sollen ab Ap-
ril insgesamt rund 252.000 
Mieter mehr zahlen. Alle, 
die in Gebäuden leben, auf 
die das Mietrechtsgesetz an-
wendbar ist (zB. privater Alt-
bau vor 1945 errichtet) und 
deren Mietvertrag vor dem 
1. März 1994 abgeschlossen 
wurde. Sie haben (oft) ent-
sprechende Anpassungs-
klauseln im Mietvertrag. 
Auch für Neuverträge (etwa 
bei Substandardwohnungen 
oder wenn Kinder in den 
Mietvertrag ihrer verstorbe-
nen Eltern eintreten) wird es 
teurer.

Wie darf angepasst werden?
Sowohl bei Richtwert- als 
auch bei Kategoriemieten 
gilt: Wenn Sie einen beste-
henden Mietvertrag haben 
UND eine Wertsicherungs-
klausel vereinbart wurde, 
dann müssen Sie damit 
rechnen, dass Ihre Miete an 
den Index angepasst wird.

Betriebskosten: +5,47%
Rund zwei Millionen Mieter 
in Österreich sind betroffen 

– für die Berechnung der Ver-
waltungskosten werden die 
Kategorie-Beträge der Kate-
gorie A herangezogen; diese 
steigen um 5,47% von 3,60 
auf 3,80 Euro pro Quadrat-
meter Nutzfläche. 

!

Mieterhöhung:
Wer ist betroffen?

1. Mietanhebung verhindern
Ab April sollen die Richtwert- und Kategoriemieten erhöht werden. Im Vorjahr 
wurde die Indexierung aufgrund der Corona-Pandemie auf Drängen von Mieter-
vereinigung und AK ausgesetzt. Gewöhnlich werden diese Mieten alle zwei Jahre 
im Rahmen der Teuerung angehoben. 
 
Mietervereinigung und AK fordern auch heuer: Mietenanhebung aussetzen! Es 
braucht einen Wohnrechtskonvent – wie im Regierungsprogramm angekündigt – 
damit es endlich zu einer umfangreicheren Reform des Mietrechts kommt. Wenn 
die Regierung hier weiter säumig bleibt, muss es aus Sicht von AK und Mieterver-
einigung mindestens ein pandemiebedingtes Mietzinsmoratorium geben. Das 
heißt: Die Mieten bis zum Ende der Pandemie einfrieren. Wenn die Pandemie 
heuer endet, soll nächstes Jahr erhöht werden – aber ohne die Inflation von 2020 
und 2021. 

2. Weg mit den Befristungen
Das ist aus Sicht von Mieterveinigung und AK die wichtigste Sofortmaßnahme. 
Weg mit den befristeten Mietverträgen – Immobilienkonzerne, Versicherungen 
und andere große Wohnungsbesitzer sollen zukünftig nur mehr unbefristet ver-
mieten dürfen. Privatpersonen sollen hingegen eine Wohnung befristetet vermie-
ten dürfen. 

3. Regierung muss Regierungsprogramm umsetzen
Im Regierungsprogramm ist eine Reihe von sinnvollen wohnpolitischen Maßnah-
men enthalten. Etwa eine Neuregelung der Maklerprovisionspflicht – so sollen die 
Wohnungssuchenden bei der Vermittlung von Mietwohnungen durch Makler kei-
ne Provision mehr zahlen müssen, bundeseigene Grundstücke für den geförder-
ten Wohnbau, mehr rechtliche Möglichkeiten für die Bundesländer etwa bei der 
Leerstandsabgabe und Registrierungs- und Genehmigungspflichten für Airbnb 
und andere Kurzzeitvermietungsplattformen. Die Regierung muss hier endlich 
spürbare Maßnahmen umsetzen.

 Die konkreten Forderungen  
von Mietervereinigung und AK
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FAIR WOHNEN OBERÖSTERREICH

Vorschreibung für 
Heizkosten um 
100 Prozent erhöht
Die Mietervereinigung Oberösterreich konnte eine 
Mieterin vor ungerechtfertigt hohen Energiekosten bewahren.

rau M. bezog ihre Wohnung 
im Jahre 2017 in einer be-
treubaren Wohnanlage in 

der Nähe von Wels. Die Vermie-
terin ist gewerblich. 

Anfang Jänner 2022 erlitten 
unser Mitglied und auch all die 
anderen Mieterinnen und Mie-
ter des Gebäudes einen Schock, 
als die neue Vorschreibung der 
Heizkosten seitens der Firma M. 
ins Haus flatterte. Die Rechnung 
wies eine plötzliche Erhöhung 
um knapp 100% auf. 

Frau M. beispielsweise sollte für 
Heizung, Warmwasser und Kalt-
wasserkosten statt bisher mo-
natlich 106 Euro nunmehr 215 
Euro bezahlen. Begründet wur-
de die Erhöhung von der Ab-
lesefirma M. mit dem Argument, 
dass sich die Gaspreise um das 
Vierfache erhöht hätten.

Die Mietervereinigung Oberös-
terreich hat sich sofort in Vertre-
tung von Frau M. an die zustän-
dige Hausverwaltung gewandt 
und gefordert, umgehend eine 
Rücknahme dieser Erhöhung 
zu veranlassen. Zwar seien die 
Energiepreise auf dem Welt-
markt stark gestiegen, doch be-
deutet dies nicht, dass auch die 
heimischen Energieversorger 
die Preise im gleichen Ausmaß 
erhöhen werden.

Aufgrund des Einschreitens der 
Mietervereinigung Oberöster-
reich wurden die Vorschreibun-
gen sofort wieder auf den bishe-
rigen Betrag reduziert und konn-
te unserem Mitglied für das Jahr 
2022 ein Betrag von rund 1.200 
Euro erspart werden.

Mieterinnen und Mieter sollen 
daher unbedingt ihre Heizkos-
tenvorschreibungen und -ab-
rechnungen von unseren Ex-
pertinnen und Experten prüfen 
zu lassen, um nicht in die glei-
che Falle zu tappen. 

Rat & Hilfe 
für Mieter 

bei der MVÖ OÖ:

mietervereinigung.at/740/Leis-
tungsumfang-Zustaendigkeit 

Nicole Hager-
Wildenrotter
ist Landesge-

schäftsführerin der 
Mietervereinigung 

Oberösterreichs.
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RECHT

Elke Hanel-Torsch
ist Landesvorsitzende
der Mietervereinigung 
Wien.

Wohnungsrückgabe: 
Wer bekommt 
den Schlüssel?
Wer einen Mietvertrag beendet, muss zu guter Letzt die leere Wohnung 
an den Vermieter/die Verwaltung zurückgeben. Meist erfolgt dies 
symbolisch durch die Übergabe der Haus- und Wohnungsschlüssel. Erst 
durch diesen Vorgang erlischt auch die Pflicht zur Mietzinszahlung.

itunter gibt es ganz kon-
krete Hindernisse und 
die lange Liste von Ge-

richtsentscheidungen zum The-
ma »Rückgabe des Mietobjekts« 
zeigt, dass es gar nicht so ein-
fach ist, das Mietobjekt korrekt 
zurückzugeben. Die Proble-
me fangen damit an, dass Ver-
mieter gar nicht erreichbar sind 
und enden mitunter damit, dass 
die Übergabe einfach verweigert 
wird. Auch der Verlust des Woh-
nungs- oder Haustorschlüssel 
kann zu einem – teuren – Prob-
lem werden. Was Mieter jeden-
falls wissen sollten:

Die Übergabe der Schlüssel 
ist persönlich durchzuführen, 
wenn nichts anderes vereinbart 
wurde. Es reicht nicht aus, die 
Schlüssel per Post zurückzusen-
den oder in den Briefkasten der 
Verwaltung /des Vermieters zu 
werfen. Die Rechtsprechung ist 
hier sehr eindeutig. Zwar kann 
man einen Vertreter für den 
Vorgang bevollmächtigen, aber 
die Übergabe selbst muss von 
Mensch zu Mensch erfolgen.

Sowohl Mieter als auch Ver-
mieter können sich bei der 
Schlüsselübergabe vertreten 

lassen, doch die Ermächtigung 
dazu muss nachgewiesen wer-
den. Hat man der falschen Per-
son die Schlüssel ausgehändigt, 
muss man weiter Miete zahlen 
und hat vielleicht auch noch Är-
ger, den Schlüssel wieder retour 
zu bekommen. Ebensowenig 
kann man dem Hausbesorger 

die Schlüssel in die Hand drü-
cken, wenn dieser keine Voll-
macht dazu erhalten hat.

Mieter müssen zudem alle 
Schlüssel zurückgeben, auch 
jene, die sie selbst angefer-
tigt haben. Die Idee eines Mie-
ters, den Vermieter davon zu 
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informieren, wo er den Schlüs-
sel abholen könne, ohne einver-
nehmlich den Übergabeort zu 
vereinbaren, war eine schlech-
te. Denn solange der Schlüssel 
im Besitz des Mieters ist, fallen 
auch über die Mietdauer hinaus 
Mieten an.

Bei verloren gegangenen Schlüs-
seln muss der Vermieter unver-
züglich verständigt werden, ins-
besondere wenn es sich um 
spezielle General-Sicherheits-
schlüssel handelt. In diesem 
Fall hat der Vermieter auch bei 
aufrechtem Mietverhältnis ein 
rechtliches Interesse an dieser 
Information, sperrt so ein Gene-
ralschlüssel ja mehr als nur die 
eigene Wohnungstür.

Mitunter steht im Vertrag, dass 
bei Verlust eines Schlüssel sämt-
liche Kosten für die Neuanschaf-
fung durch den Mieter zu tragen 
sind – völlig unabhängig von 
einem Verschulden. Eine sol-
che Mietvertragsklausel ist un-
wirksam. Schadenersatzansprü-
che sind nur dann durchsetzbar, 

wenn auch ein Verschulden vor-
liegt. Das kann aber auch schon 
dann vorliegen, wenn  man ein 
besonders sorgloses Verhalten 
an den Tag legt. 

Bei teuren Generalschlüsseln 
stellt sich auch die Frage, ob 
diese Kindern unter 14 Jahren 
in deren alleinige Obhut gege-
ben werden dürfen. Dass Kin-
der in diesem Alter immer wie-
der Dinge verlieren, entspricht 
der allgemeinen Lebenserfah-
rung. Verliert daher ein 10-jähri-
ges Kind den Wohnungsschlüs-
sel, der gleichzeitig auch das 
Haustor und den Kellerzugang 
sperrt, dann könnte den Eltern 
mitunter Fahrlässigkeit vorge-
worfen werden. Fraglich bleibt, 
wie ein Mieter, der bis abends 
arbeitet, anders als durch eine 
Schlüsselübergabe an sein Kind 
den Zutritt zur Wohnung orga-
nisieren soll.

Glück im Unglück hat ein Mie-
ter, wenn der Schlüssel so verlo-
ren geht, dass es höchst unwahr-
scheinlich ist, dass er je wieder 

auftaucht (zB. Schlüssel fällt in 
die Donau). Denn in diesem Fall 
besteht ebenfalls kein Schaden-
ersatzanspruch, weil dadurch 
ein Missbrauch des Schlüssels 
unwahrscheinlich ist.

Verweigert der Vermieter die 
Übernahme des Mietobjekts, 
obwohl der Mieter am verein-
barten Ort die Schlüssel über-
geben will, dann befindet sich 
der Vermieter im sogenannten 
Annahmeverzug. In diesem Fall 
sollten Mieter ein Gedächtnis-
protokoll anfertigen, von Zeu-
gen bestätigen lassen und den 
Schlüssel bei einer ihm bekann-
ten Person hinterlegen. Eine an-
dere Möglichkeit: bei Gericht 
einen sogenannten Hinterle-
gungsantrag stellen und eine 
andere Person zum Verwahrer 
erklären. Dieser Weg empfiehlt 
sich immer dann, wenn es not-
wendig ist, eine gewisse Öffent-
lichkeit über die Vorgänge her-
zustellen, weil man etwa noch 
einen Rechtsstreit mit dem Ver-
mieter in einer anderen Sache 
hat und man Beweise für den 
Annahmeverzug braucht, um 
weitere Mietzinsvorschreibun-
gen zu verhindern.
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FAIR WOHNEN FALL

as System der Richtwert-
miete, das in sogenann-
ten »Altbauten« (vor 1945 

errichtet) gilt, soll die Mietzinse 
begrenzen. Mithilfe eines Ver-
gleichs  einer fiktiven mietrecht-
lichen »Normwohnung« soll 
durch eine Reihe von Zu- und 
Abschlägen der höchstzulässige 
Mietzins an eine konkrete Woh-
nung angepasst werden können. 

Lagezuschlag
Ein gesetzlich möglicher Zu-
schlag ist jener für eine gute – 
überdurchschnittliche – Lage. 
Während es für unterdurch-
schnittliche Lagen keinen ge-
setzlichen Abschlag gibt, kann 
für überdurchschnittliche La-
gen ein Zuschlag verrechnet 
werden. Die Mietervereinigung 
fordert schon lange die Abschaf-
fung des Lagezuschlags - auch, 
weil dieser nur die Infrastruk-
turleistungen einer Gemeinde 
widerspiegelt, aber keinen per-
sönlichen Leistungseinsatz des 
Liegenschaftseigentümers.

Was ist
»überdurchschnittlich«?
Der Lagezuschlag ist umstrit-
ten und die Auslegung der zu-
grunde liegenden Gesetzes-
bestimmungen beschäftigen 

Lagezuschlag wirft 
neue Fragen auf
Was ist eine Wohnumgebung? Was ist ein Viertel? Wie wird die Lage einer 
Liegenschaft bewertet? Rund um das leidige Thema Lagezuschlag mehren 
sich die Fragen, wie ein konkreter Fall aus Wien zeigt.

regelmäßig Schlichtungsstelle, 
Gerichte und auch den Obers-
ten Gerichtshof (OGH). Im Kern 
geht es um die Frage, ob die Lage 
einer bestimmten Wohnumge-
bung als überdurchschnittlich 
anzusehen ist. 

Wie ist dies zu beurteilen? Einer 
Entscheidung des OGH (5 
OB74/17v) zufolge ist dafür die 
»allgemeine Verkehrsauffassung 
und die Erfahrung des täglichen 
Lebens« maßgeblich. Für eine 
überdurchschnittliche Lage 
brauche es konkrete Umstände – 
die bloße Erreichbarkeit von Bus, 
U-Bahn und Supermärkten in 
weniger als 5 Minuten Gehwei-
te reiche dafür in einer für Wien 
typischen Wohnumgebung 
nicht aus. Die Magistratsabtei-
lung 25 der Stadt Wien stellt in 
einer Lagezuschlagskarte (siehe 
QR-Code und Link) farblich dar, 
in welchen Gebieten ein Lage-
zuschlag theoretisch möglich ist 
und welche Gebiete als »höchs-
tens durchschnittlich« gelten. In 
der Praxis nutzen Vermieter al-
lerdings recht häufig die Mög-
lichkeit, diese Einstufung zu 
bestreiten und ein Gutachten 
eines Sachverständigen zur Er-
mittlung des Lagezuschlags er-
stellen zu lassen. 

Gründerzeitviertel
Für einen Lagezuschlag muss 
neben einer überdurchschnittli-
chen Lage außerdem ein zweites 
Merkmal zutreffen: Die Liegen-
schaft darf sich nicht in einem 
sogenannten »Gründerzeitvier-
tel« befinden. Dabei handelt es 
sich um Wohngebiete mit ty-
pisch gründerzeitlicher Bebau-
ung mit Gebäuden, die im Zeit-
punkt der Errichtung zwischen 
1870 und 1917 einen Anteil von 
mehr als 50 Prozent kleiner und 
mangelhaft ausgestatteter Woh-
nungen aufgewiesen haben. 

Gründerzeitviertel sind zwin-
gend als höchstens durch-
schnittliche Lage einzustu-
fen, sodass für sie kein Lagezu-
schlag möglich ist. Wo sich diese 
Gebiete in Wien befinden, ist in 
einem amtlichen Straßenver-
zeichnis ersichtlich. 
Nach der Rechtsprechung 
kann der Vermieter jedoch 
den Gegenbeweis erbringen, 
dass eine Liegenschaft - ent-
gegen der Anführung im amt-
lichen Verzeichnis - doch nicht 
mehr in einem Gründerzeit-
viertel liegt, etwa weil die Mehr-
zahl der Gründerzeithäuser be-
reits durch Neubauten ersetzt 
wurden.

Lagezuschlagskarte
der Stadt Wien:

www.wien.gv.at/wohnen/
wohnbautechnik/ahs-info/

lagezuschlagskarte.html

Lagezuschlag, 
Adressabfrage:

mein.wien.gv.at/Meine-
Amtswege/richtwert?

subpage=/lagezuschlag/
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Fall in Hernals
Anhand eines konkreten Falls 
lässt sich zeigen, wie stark in der 
Praxis die »allgemeine Verkehrs-
auffassung und die Erfahrung 
des täglichen Lebens« divergiert. 
Der Fall illustriert exemplarisch 
auch die Problematik von unter-
schiedlichen Definitionen von 
Wohnumgebung und Viertel.

Das Verfahren dreht sich um 
eine Altbau-Wohnung unweit 
des Elterleinplatzes im Herzen 
von Wien-Hernals. Die Vermie-
ter hatten das Mietzins-Verfah-
ren von der Schlichtungsstel-
le zu Gericht abgezogen. In der 
Folge ging es darum, ob ein La-
gezuschlag zulässig ist – und da-
mit um die Frage, ob erstens die 
Lage überdurchschnittlich ist 
und zweitens ein Gründerzeit-
viertel vorliegt.

Die Lagezuschlagskarte der 
Stadt Wien weist die Umgebung 
als durchschnittlich aus, laut 
amtlichem Straßenverzeichnis 
befindet sich die Liegenschaft 
darüber hinaus in einem Grün-
derzeitviertel. Damit stünde 
kein Lagezuschlag zu.

Gutachten 1 – Mai 2017
Der erste Sachverständige, von 
den Vermietern beauftragt, be-
wertet die Umgebung als über-
durchschnittlich, weil sich »alle 
wesentlichen Infrastrukturein-
richtungen im unmittelbaren 
Nahebereich« befänden. Die 
abgebildeten Karten, auf denen 
Infrastruktur wie Bäckereien, 
Supermärkte und Restaurants 
eingezeichnet ist, reichen im Sü-
den weit über den Yppenplatz 
im benachbarten Ottakring und 
im Osten bis über den Hernal-
ser Gürtel. 

Ob das Gebiet ein Gründerzeit-
viertel ist? Der Sachverständi-
ge steckt ein Gebiet »bestehend 
aus mehreren Wohnblöcken« 
ab (siehe Grafik 1 rechts oben): 
Hier seien von 29 Gebäuden nur 
4  Gründerzeithäuser im Sinne 
des Richtwertgesetzes. Damit 

liege kein Gründerzeitviertel 
mehr vor und ein Lagezuschlag 
sei zulässig. 

Das Bezirksgericht kritisiert die 
Darstellung des Sachverstän-
digen und bemängelt die Plan-
ausschnitte zur Infrastruktur, 
»die das gegenständliche Ob-
jekt nicht einmal am Rande er-
fassen«. Mit dem zur Gründer-
zeit-Frage untersuchten Plan-
gebiet sei »offensichtlich jener 
Häuserblock ausgewählt wor-
den, welcher die für die Antrags-
gegner günstigste Variante er-
möglichte«, da in diesem »eine 
für die Gegend untypische Häu-
fung von nach 1945 errichteten 
Objekten gegeben ist.« Das Gut-
achten könne vom Gericht nicht 
verwertet werden.

Gutachten 2 – Oktober 2017
Der zweite Sachverständi-
ge, vom Bezirksgericht beauf-
tragt, weist in seinem Gutach-
ten darauf hin, dass sich die 
Liegenschaft seinen Recher-
chen zufolge in einem Grün-
derzeitviertel befinde. Ein La-
gezuschlag stehe daher nicht 
zu. Unter »eingeschränkten Be-
dingungen«, schreibt er, könne 
auch im Gründerzeitviertel ein 
Lagezuschlag geltend gemacht 
werden. »Die Ermittlung dieser 
Grundlagen bedürfte allerdings 
einer gesonderten gerichtlichen 
Beauftragung.«

Gutachten 3 – Jänner 2019
Der vom Gericht beauftragte 
Sachverständige legt sein zwei-
tes Gutachten vor. Dieses soll 
nun klären, ob es sich um eine 
durchschnittliche oder nicht 
durchschnittliche Lage han-
delt. Die Vorzüge der Infra-
struktur fasst er zusammen, in-
dem er einen Umkreis von rund 
4 Gehminuten auf einer Kar-
te darstellt und eine Fülle von 
Einrichtungen aufzählt – die 
sich allerdings teils weit außer-
halb dieses Umkreises befin-
den. In einer zusammenfassen-
den Tabelle am Ende des Kar-
tenteils werden die  genannten 

Gutachten 1, 2017 - markiert: Gebiet der Evaluierung des Gründerzeitviertels

Gutachten 3, 2019 - markiert: Gebiet der Evaluierung des Gründerzeitviertels

Gutachten 4, 2020 - markiert: Gebiet der Evaluierung des Gründerzeitviertels
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Einrichtungen trotzdem als »in-
nerhalb einer Gehzeit von 4 Mi-
nuten« bezeichnet. Letztlich 
schätzt der Sachverständige die 
Lage – unter anderem wegen 
der »Nahversorgung von Grund-
stück und Quartier« – als über-
durchschnittlich ein. 

Zur Frage des Gründerzeitvier-
tels untersucht er die Gebäude 
»in unmittelbarer und vergleich-
barer Umgebung« der Liegen-
schaft (siehe Grafik 2 links Mitte). 

Nach Dafürhalten des Sach-
verständigen wurden 53% der 
untersuchten Gebäude in der 
Bauperiode 1848-1918 errichtet 
und damit »die Einstufung der 
MA50 belegt, die bewertungs-
gegenständliches Gebäude als 
'in einem Gründerzeitviertel ge-
legen' betrachtet.«

Das Bezirksgericht urteilt im Juli 
2019, dass kein Lagezuschlag 
zulässig ist. Das Landesgericht 
für Zivilrechtssachen entschei-
det jedoch im Oktober 2019 
im Rekursverfahren, dass das 

Erstgericht den Sachverständi-
gen ergänzend zu befragen habe, 
ob ein Gründerzeitviertel vorlie-
ge – da vor 1870 errichtete Ge-
bäude nicht in die Berechnung 
einzubeziehen seien, sondern 
nur solche, die in der Zeit von 
1870 bis 1917 errichtet wurden.

Gutachten 4 – August 2020
Der Sachverständige legt sein 
drittes Gutachten zum kon-
kreten Fall vor. Es geht nun nur 
noch darum, ob ein Gründer-
zeitviertel vorliegt oder nicht. 
Diesmal zieht der Gutachter »ty-
pische geographische Grenzen« 
zur Definition des Viertels, wo-
bei »die vier Eckpunkte des Vier-
tels mindestens 5 Minuten von 
der bewertungsgegenständli-
chen Liegenschaft entfernt« sei-
en (siehe Grafik 3 links unten). 

Nun liege dem Sachverständi-
gen zufolge plötzlich doch kein 
Gründerzeitviertel mehr vor. 

Fragen aufgeworfen 
Nach all den Gutachten  bleiben 
Rätsel – unter anderem: Warum 

umfassen die Einrichtungen der 
Infrastruktur, die laut vorigem 
Gutachten in 4 Gehminuten er-
reichbar seien, ein größeres Ge-
biet als jenes zur Bewertung 
des Gründerzeitviertels, dessen 
Eckpunkte laut diesem Gutach-
ten mindestens 5 Gehminuten 
von der Liegenschaft entfernt 
sind? Würden jene Häuser-
blocks in die Gründerzeit-Be-
wertung aufgenommen, in der 
sich die erwähnten Infrastruk-
tureinrichtungen befinden, er-
gäbe sich ein Bereich wie in der 
Abbildung unten – mit ungleich 
höherer Wahrscheinlichkeit für 
eine Einstufung als Gründer-
zeitviertel, weil hier Gebäude 
aus der Bauperiode 1848-1917 
überwiegen (siehe Grafik).

Zwei Sachverständige und vier 
Gutachten haben im konkre-
ten Fall viele Fragen aufgewor-
fen. Ein Einzelfall. Aber er gibt 
Einblick in das Problemfeld des 
Lagezuschlags – eines  Instru-
ments, das keine einzige Woh-
nung billiger, aber viele immer 
teurer macht. 

Grafik: Gebäude aus der Bauperiode 1848-1917 in rot, alle anderen Bauperioden gelb/farblos gekennzeichnet. Gebiet der Evaluierung des Gründerzeitviertels orange markiert.Gr
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FAIR WOHNEN BUCH

Dinge raus, 
Natur rein 
Eine Einführung ins Thema Wohnpsychologie samt konkreten Empfehlungen und 
Praxistipps liefert Barbara Perfahl in ihrem neuen Werk Wohnpsychologie für die 
Praxis. Fair Wohnen hat das Buch für Sie gelesen.

ast 90 Prozent unserer Zeit 
verbringen wir in Gebäu-
den. Doch unsere Sinnes-

organe, unsere Wahrnehmung 
und unser Denken haben sich 
über Abertausende von Jahren 
in der freien Natur entwickelt. 
Im Vergleich zur Menschheits-
geschichte ist die Zeitspanne, in 
der Architektur unseren Lebens-
raum bestimmt, nur ein Wim-
pernschlag. Unsere Sinne funk-
tionieren am besten in einer na-
türlichen Umgebung und unser 
evolutionäres Erbe bestimmt 
noch heute, wie Räume auf uns 
wirken.

Jeder Raum lässt uns emotional 
reagieren, erklärt Wohnpsycho-
login Barbara Perfahl in ihrem 
neuen Buch Wohnpsychologie 
für die Praxis. Neben der bauli-
chen Ausgestaltung – wie Größe, 
Fenster, Inventar – wirken Räu-
me auf einer symbolischen Ebe-
ne – dazu gehören Nutzung, Ma-
terialien und Farben. 

Eine weitere – die ästhetische 
– Wirkebene unterteilt sich in 
Reizniveau, Zusammenhang 
und Mystery. 

Reizniveau meint die Anzahl 
der Reize in der aktuellen Um-
gebung. Der Mensch bevorzugt 
ein mittleres Reizniveau. Sowohl 

monotone als auch überkom-
plexe Umgebungen führen zu 
Stress. Wichtig ist auch, ob man 
in der Fülle der Reize Zusam-
menhang und Struktur erken-
nen kann. Gibt es keinen Zu-
sammenhang der Reize, dann 
können wir uns schlecht orien-
tieren und wir empfinden die 
Umgebung als unübersichtlich 
und unruhig. Der Begriff Myste-
ry beschreibt, ob es in der Um-
gebung etwas zu entdecken gibt. 
Zu wenig Mystery bewirkt Lan-
geweile, zu viel Mystery unange-
nehme Gefühle.

Am wohlsten fühlen wir uns 
in Umgebungen mit mittleren 
Reizniveau, vorhandenen Zu-
sammenhängen und einem 
mittleren Grad an Mystery. 

Als Beispiel nennt die Autorin 
Gärten: Ein Garten, der aus-
schließlich aus seiner ebenen 
und kurz gemeldeten Rasenflä-
che besteht, bietet wenig Rei-
ze, keine Zusammenhänge und 
kein Mystery. Das empfinden 
die meisten schnell als langwei-
lig. Ein unstrukturierter, dschun-
gelähnlicher Garten bietet ma-
ximales Reizniveau, keine Zu-
sammenhänge und maximales 
Mystery, was den meisten von 
uns unheimlich erscheint. Der 
optimale Garten bietet mittleres 

Reizniveau, Zusammenhän-
ge (Pflanzen in Beeten gesetzt, 
nach Farben geordnet) und 
mittleres Mystery. Hier können 
wir uns gut orientieren; Wege, 
die in Kurven durch den Garten 
führen, machen neugierig, was 
dahinter auf uns warten könnte. 

Dinge raus
Im praktischen Teil kommt die 
Autorin wieder auf das mittle-
re Reizniveau zurück. Wir füh-
len uns am wohlsten, wenn in 
Wohnräumen nicht zu viel, aber 
auch nicht zu wenig vorhan-
den ist. In der Praxis befinden 
sich oft zu viele Dinge im Raum. 
Perfahl empfiehlt, zu prüfen, ob 
man Dinge entfernen kann. 

Ein Experiment: entfernen Sie 
mindestens 50 Prozent aller 
Deko-Gegenstände (Bilder, Va-
sen, Kissen usw.) und stellen Sie 
diese in einen Karton in einem 
anderen Zimmer. Wie wirkt der 
Raum nun? 

Eine weitere Technik zur Reiz-
reduktion ist es, bewusst freie 
Flächen zu schaffen. Das be-
trifft Wände, aber auch Abla-
gen und Tische. Auch hier kann 
man mit einem Richtwert von 
50 Prozent arbeiten – versu-
chen Sie, die Hälfte aller Flächen 
freizubekommen.

F

50 %
aller Deko-Gegen-

stände sollten Sie im 
Experiment entfernen.

90 %
unserer Zeit verbrin-

gen wir in Gebäuden.
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Inseln schaffen
Ein weiteres Beispiel folgt den 
bereits genannten Zusammen-
hängen. Die einfachste Art, die-
se herzustellen, ist, Gegenstän-
de zu gruppieren und Zonen zu 
schaffen. 

In einem Raum lässt sich auf 
einfache Weise eine Zone schaf-
fen, indem ein Teppich wie eine 
Insel eingesetzt wird. So lassen 
sich Wohn- und Essbereich in 
Zonen trennen.

Natur rein
Unserem evolutionären Erbe 
entsprechend entspannt und 
erholt uns eine natürliche Um-
gebung. Kulturübergreifend fin-
den Menschen die gleichen vier 
Elemente schön: Wasser, eine 
Aussicht, Bäume und blühen-
de Wiesen. Bringen Sie also Na-
tur in Ihre Räume. Holz hat eine 
messbar positive Wirkung, Zim-
merpflanzen günstige Effek-
te. Wer in der Stadt wohnt und 
durch die Fenster keinen Blick 

in die Natur zur Verfügung hat, 
kann diesen auch simulieren. 
Bilder von Natur, etwa ein Bild 
oder ein Foto einer schönen 
Landschaft, haben eine ähnli-
che Wirkung wie der Blick in die 
Natur selbst. 

Perfahl gelingt in ihrem Buch 
die Balance zwischen Theorie 
und Praxis und hält für alle, die 
tiefer in das Thema eintauchen 
wollen, zahlreiche Quellen und 
weiterführende Infos bereit.

Lesern von Fair Wohnen 
ist Barbara Perfahl seit der 
Dezember-Ausgabe 2020 
ein Begriff. Dort stellten 
wir mithilfe ihrer Experti-
se Konzepte und Hinter-
gründe des Home Stagings 
vor. Als Wohnpsycholo-
gin beschäftigt sich die Lin-
zerin mit dem Einfluss von 
Räumen auf unser Wohl-
befinden und der Fra-
ge nach guter Raumgestal-
tung. Sie schreibt Bücher 
und Artikel zum Thema, be-
rät bei der Gestaltung von 
Wohn- und Geschäftsräu-
men und unterstützt Me-
dien als Expertin für Wohn-
fragen. Nach vielen Jah-
ren in Deutschland lebt sie 
seit 2019 wieder in Linz, wo 
sie zusammen mit ihrer 
Schwester die Firma »The 
Staging Sisters« betreibt.

Über die Autorin

Wohnpsychologie 
für die Praxis
Wie aus Räumen 
ein Zuhause wird
Von Barbara Perfahl.
Blottner-Verlag, 
1. Auflage 2022. 
144 Seiten, 
53 farbige Bilder.
Fester Einband. 
ISBN 978-3-89367-159-5
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die für einen klimafreundliche-
ren Umgang mit Kernenergie 
benötigt werden, noch nicht 
existieren. »Atomkraft ist keine 
Alternative, auch wenn es der 
einfachere Weg wäre, würden 
wir damit nur zukünftigen Ge-
nerationen zusätzliche Proble-
me aufhalsen. Kernenergie ist 
weder sicher noch wirtschaft-
lich und auch nicht nachhaltig. 
Die Zukunft der Energiegewin-
nung liegt ganz klar bei erneu-
erbaren Energieträgern. Das 
muss sich auch in der europäi-
schen Förderpolitik widerspie-
geln«, sagt Europaabgeordneter 
Hannes Heide.

Wie kommt Europa 
aus der Energiekrise?
Durch das Ende der Kohle-
kraftwerks-Ära wird der Gas-
verbrauch in den nächsten Jah-
ren steigen und die zunehmen-
de Elektrifizierung der Mobilität 
und fast allen Bereichen unse-
res Alltags ist gleiches auch für 
den Stromverbrauch in Euro-
pa zu erwarten. »Trotzdem darf 
sich Europa nicht von den gro-
ßen Energienationen, wie Russ-
land abhängig machen. Der Be-
darf muss durch einen Mix an 
verschiedenen Maßnahmen 
gedeckt werden. Der Ausbau 

erneuerbarer Energien ist da-
bei zukunftsweisend«, ist Hei-
de überzeugt. Seiner Meinung 
nach wird der Bedarf an grü-
nem Strom so massiv steigen, 
dass die Energieversorger zu In-
vestitionen in Solarenergie und 
Windanlagen gezwungen sein 
werden. Zusätzlich braucht es 
Innovationen, um diese Ener-
gie auch effizient zu speichern 
und vonseiten der Herstel-
ler die Senkung des Stromver-
brauchs für Maschinen und Ge-
räte. Dringend erforderlich ist 
zudem der solidarische Ausbau 
der europaweiten Strominfra-
struktur, um den Strom von Re-
gionen mit hohem Überschuss, 
etwa im Norden, wo viel Wind-
kraft erzeugt wird und Sonnen-
metropolen im Süden Europas, 
zu energieintensiven Verbrau-
chern der Industrie und großen 
Städten zu leiten.

Energiesparen im Haushalt
Auch für Mieter und Mieterin-
nen gibt es innovative Ideen, die 
zur Energieeffizienz beitragen. 
So kann moderner Wohn- und 
Städtebau jedes Haus, jede Stra-
ße und jede Gemeinde energie-
autark machen. Der Verbrauch 
muss sich auch den Ressourcen 
anpassen, moderne Systeme 

ie Europäische Union er-
lebt eine der schwers-
ten Energiekrisen seit den 

Siebzigerjahren. Logistikpan-
nen, verursacht durch die Pan-
demie, falsche Strategien beim 
Einkauf von Gasreserven und 
der erhöhte, weltweite Bedarf 
haben die Gaspreise und daran 
gebunden auch die Stromkosten 
in die Höhe getrieben. Diesen 
Winter hat kaum ein Haushalt 
ohne Erhöhung der Energiekos-
ten überstanden. Das belastet 
vor allem Familien und Gering-
verdiener enorm. Die EU-Kom-
mission reagiert auf die Turbu-
lenzen am Energiemarkt mit 
einer Rückkehr zur Atomener-
gie. In den nächsten drei Jahr-
zehnten, die Europa als Über-
gangsphase für den Ausstieg 
aus der Kohle definiert hat, soll 
so der Energiebedarf gesichert 
werden. 

Verrat am Green Deal
Zum Jahreswechsel verkünde-
te die Kommission, dass Investi-
tionen in Atomkraftwerke unter 
bestimmten Bedingungen als 
nachhaltig eingestuft werden 
können. Klimaschützer bewer-
ten das als Verrat an den Zielen 
des europäischen, grünen Wan-
dels. Vor allem weil die Anlagen, 

Grüne Atomenergie 
gibt es nicht  
Die steigenden Energiepreise und die Angst vor Engpässen bei Gas 
und Strom treiben Europa ausgerechnet nach Beschluss des Green 
Deal zurück zur Atomkraft. Für Europa-Abgeordneten Hannes Heide 
ist das der falsche Weg, er setzt sich für andere, umweltfreundliche 
Alternativen ein.

Hannes Heide
ist Europaabge-
ordneter und setzt sich 
im Regionalausschuss 
für die Förderung 
des grünen Wandels, 
weg von Kohle- und 
Atomkraftwerken, 
hin zu erneuerbaren 
Energien ein.

D
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Kommt es zum 
Comeback der Atom-
kraft in Europa?

könnten erkennen, wann genug 
Strom aus Solar- oder Wind-
energie vorhanden ist und ak-
tivieren nur dann die Wasch-
maschine oder die Ladung des 
Elektroautos. »Diese Strategie 
erfordert noch viel Arbeit – poli-
tisch und an der Infrastruktur, 
aber sie wird unser Energienetz 
effizienter und widerstandsfä-
higer machen, da viele Kleiner-
zeuger dazu beitragen, anstatt 
wenige große Reaktoren«, sagt 
Heide. Neben Österreich und 
Deutschland sprechen sich bis-
lang leider nur Luxemburg, Dä-
nemark und Portugal klar gegen 
die Neubewertung der Atom-
kraft aus. Einige Mitgliedslän-
der springen bereitwillig auf das 
Comeback der Atomkraft an. 
Die neue niederländische Regie-
rung plant, kleine Reaktoren zu 
errichten, und in Italien drängt 
die rechtspopulistische Lega 
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auf eine Volksabstimmung zum 
Neubau von Atomkraftwerken.

Taktik am Verhandlungstisch
Noch ist Europa ein energie-
politischer Fleckerlteppich. Die 
Europäische Union treibt zwar 
den grenzübergreifenden Aus-
bau der Netze voran, doch die 
Mitgliedstaaten treffen ihre Ent-
scheidungen zur Energiestrate-
gie unabhängig. »Dieses System 
ist in Krisenzeiten anfällig und 
ermöglicht, dass sich die Natio-
nalstaaten gegeneinander aus-
spielen und den Wettbewerb 
zusätzlich antreiben«, betont 
Heide. Im Frühling soll ein neu-
er Energiegipfel die Weichen für 
Europas energiepolitische Zu-
kunft stellen. 

Die Energiepreise werden bis 
dahin voraussichtlich wieder 
sinken, doch die Rechnungen 

der Mieter und Mieterinnen 
bleiben weiter hoch. Die von der 
Bundesregierung angekündigte 
Entlastung durch den Energie-
kostenausgleich scheitert der-
zeit noch an der Umsetzung. Es 
ist unklar, wer die einmalig 150 
Euro an alle Haushalte ausbe-
zahlen soll. Die Energieversor-
ger wollen und können diese 
Aufgabe nicht übernehmen, da 
sie keine Einsicht in die Vermö-
gensverhältnisse der Kunden 
und Kundinnen haben und so-
mit den Anspruch nicht über-
prüfen können. Bei der Verga-
be soll nämlich das Einkommen 
nach Haushaltsgröße berück-
sichtigt werden. »Wichtig ist, 
dass die Hilfe schnell kommt, 
denn die Haushalte stehen 
schon jetzt Energierechnungen 
gegenüber, die sich oft verdop-
pelt und verdreifacht haben«, 
zeigt sich Hannes Heide besorgt. 
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Rat & Hilfe 
für Mieter 

bei der MVÖ Wien:

mietervereinigung.at/736/
Leistungsumfang-Zustaendigkeit 

Projekt: Team!
Werfen Sie mit Fair Wohnen exklusiv 
einen Blick hinter die Kulissen der Mieter-
vereinigung und lernen Sie die Menschen, 
die tagtäglich für Sie im Einsatz sind,
 kennen. Im fünften Teil unserer   
      Serie stellen wir das Projektteam 
       der Zentrale in Wien vor.
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elfen in Not ist unser Ge-
bot – das Motto der Feuer-
wehren gilt auch für das 

Wiener Projektteam. 

Die vier Topjuristen des Teams 
arbeiten praktisch in alle Rich-
tungen und springen dort ein, 
wo es vonnöten ist. Sie beraten 
persönlich und telefonisch, be-
arbeiten Akten, verhandeln für 
Mitglieder vor Schlichtungsstel-
le und Gerichten. 

Fair Wohnen stellt die Mitglie-
der des Teams in alphabetischer 
Reihenfolge vor. 

Hubert Arnold ist seit 2012 bei 
der Mietervereinigung tätig. 
»Mir war schon während des 
Studiums klar, dass das Thema 
Wohn- und Mietrecht für mich 
ein zentrales ist – weil es hier die 
Möglichkeit gibt, Schwächeren 
beizustehen.« Einer der Schwer-
punkte Arnolds ist die Verhand-
lungsführung, zwei bis drei Tage 
pro Woche ist er vor Schlich-
tungsstelle oder Gerichten aktiv. 
Seine Freizeit gehört der Fami-
lie und der Musik. Er spielt Kla-
vier und Gitarre, hat mit seiner 
Band ein eigenes Album auf-
genommen und war sogar auf 
einer kleinen Tournee. Corona-
bedingt musste die Band zuletzt 
pausieren, Arnold kann den 
kreativen Neustart kaum erwar-
ten: »Ohne Musik geht nix.«

Claudia Dettelbacher-Weiler 
arbeitete lange Zeit im Bereich 
Miet- und Immobilienrecht und 
stieß 2017 zur Mietervereini-
gung. »Ich schätze das gute Be-
triebsklima und das vielfältige 
Aufgabengebiet.« 

Apropos Aufgabengebiet : 
»Rechtsberatungen, Verhand-
lungen bei der Schlichtungs-
stelle, Ortsaugenscheine bei 
Gerichtsgutachten und Beant-
wortung von Webanfragen«, 
umreißt die erfahrene Juris-
tin aus dem Kärntner Lavanttal 

H ihren Tätigkeitsbereich. Ihre 
Freizeit verbringt Dettelbacher-
Weiler mit einer abwechslungs-
reichen Melange aus Sport und 
Kultur, die  von Schwimmen und 
Tanzen über Opern bis zu Ver-
nissagen reicht.

Eva Pelizon war von 2009 bis 
2012 bei der Mietervereinigung 
und ist seit 2018 wieder an Bord. 
»Das Thema Wohnrecht hat 
mich schon immer interessiert«, 
erklärt die Wienerin, deren 
Schwerpunkte Rechtsberatun-
gen und Aktenaufnahme sind, 
gelegentlich auch Verhandlun-
gen und Lokalaugenscheine. 

»Ich finde es in Zeiten wie diesen 
extrem wichtig, dass es uns gibt«, 
betont Pelizon die beratende 
und helfende Rolle des Vereins. 
Nachsatz: »Es taugt mir einfach 
bei der Mietervereinigung.« 
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Eva Pelizon, Juristin Daniel Piff, Jurist

Hubert Arnold, Jurist Claudia Dettelbacher-Weiler, Juristin

Neben Büchern vertieft sich die 
Juristin in ihrer Freizeit gerne 
in das Spielgenre der »Escape 
Rooms«. 

Daniel Piff begann schon als 
Student bei der Mietervereini-
gung zu arbeiten und ist seit 
2015 fix dabei. »Meine Aufga-
ben sind hauptsächlich Miet-
vertragsüberprüfungen«, erklärt 
der Niederösterreicher. Darü-
ber hinaus gilt es, bei Ausfällen 
in anderen Teams juristisch 
auszuhelfen und deren Fälle 
mitzubetreuen. 

Neben der Beratung der Mitglie-
der engagiert sich Piff intern als 
Betriebsrat für die Belegschaft. 
Die sehr niedrige Fluktuation 
der Mitarbeiter ließe auf deren 
Zufriedenheit schließen, sagt 
er. Seine Freizeit widmet Piff der 
Familie.
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FAIR WOHNEN FALLINTERN

Schauplatz MVÖ
Experten aus dem Team der Mietervereinigung 
Österreichs stehen Hilfesuchenden in Rechtsfragen 
zur Seite und berichten über Aktuelles.
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Wien

In einer gemeinsamen Presse-
konferenz forderten Mieterver-
einigung und Arbeiterkammer 
(AK) Anfang Februar die Aus-
setzung der für April geplanten 
Erhöhung der Richtwert- und 
Kategoriemieten, eine Eindäm-
mung der Befristungen und 
die Umsetzung der wohnpoliti-
schen Maßnahmen des Regie-
runsgprogramms - wie die Ein-
führung des Bestellerprinzips 
bei Maklern. Elke Hanel-Torsch, 
Vorsitzende der Mietervereini-
gung Wien und Thomas Ritt, Lei-
ter der AK-Abteilung Kommunal 
und Wohnen, standen den zahl-
reichen berichtenden Medien 
als Gesprächspartner zur Verfü-
gung. Mehr Informationen zum 
Thema finden Sie in der Titelge-
schichte ab Seite 14.
 

Pressekonferenz 

Elke Hanel-Torsch und Thomas Ritt bei der Pressekonferenz zum Thema Aussetzung der Richtwert- und Kategoriemieten.

MVÖ-Jurist Oliver Ruetz, Elke Hanel-Torsch und Stadtrat Peter Hanke.

MVÖ beriet bei
Messe in 
Margareten

Wien

Auf der Messe für Ein-Perso-
nen-Unternehmen (EPU) und 
Neue Selbstständige im Novem-
ber in Margareten war die MVÖ 
mit einem Info- und Beratungs-
stand vertreten. Eröffnet wurde 
die Messe von Wirtschaftsstadt-
rat Peter Hanke, der anschlie-
ßend auch beim MVÖ-Stand 
verweilte, wo Landesvorsitzen-
de Elke Hanel-Torsch und Ex-
perte Oliver Ruetz die Gelegen-
heit  zu einem Foto nutzten.

Niederösterreich/Burgenland

Am Mittwoch, 25. Mai 2022, fin-
det um 16.00 Uhr in der Reichs-
ratsstraße 15, 1010 Wien, im 
Mezzanin die Jahreshauptver-
sammlung der Mietervereini-
gung Niederösterreich/Burgen-
land statt. 
Einladungen zur Teilnahme 
an der Veranstaltung erfolgen 
separat. 

Jahreshauptver-
sammlung MVÖ 
Niederösterreich/
Burgenland
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Video: »Politik am 
Ring im Parlament«

www.youtube.com/
watch?v=PRjVIPUsums
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Wien

Wie garantieren wir leistbares 
Wohnen? Elke Hanel-Torsch 
(Vorsitzende MVÖ Wien) war im 
Jänner als Expertin zum TV-Talk 
»Politik am Ring« im Parlament 
geladen. Die Juristin diskutier-
te mit den Wohnbausprechern 
aller Parlamentsfraktionen und 
stellte die Vorschläge und For-
derungen der MVÖ vor. Eine 
Zusammenfassung der Debat-
tenbeiträge ist als Video auf 
dem Youtube-Kanal der Mie-
tervereinigung verfügbar (siehe 
QR-Code).

MVÖ bei TV-Live-
Talk im Parlament

Zu Gast bei der 
MVÖ: Pamela 
Rendi-Wagner

Wien

Prominenter Besuch: Pame-
la Rendi-Wagner war Ende Jän-
ner zu Gast in der MVÖ-Zen-
trale in Wien. Die SPÖ-Bundes-
parteivorsitzende sprach mit 
MVÖ-Landesvorsitzender Elke 
Hanel-Torsch und den MVÖ-
Mietrechtsexpertinnen Simo-
na Böhm und Marisa Herzog-
Perchtold über aktuelle Prob-
leme der Mieter, Antworten zur 
massiven Teuerung und die 
Aussetzung der im April drohen-
den Mietpreiserhöhung. Ein Blick in Fair Wohnen gehört dazu: Marisa Herzog-Perchtold, Elke Hanel-Torsch, Pamela Rendi-Wagner und Simona Böhm.

TV-Talk: Elke Hanel-Torsch im Gespräch mit Moderator Gerald Groß.

Böhm, Rendi-Wagner, Herzog-Perchtold und Hanel-Torsch Hanel-Torsch, Herzog-Perchtold und Rendi-Wagner in der MVÖ-Zentrale.
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Servicestellen 
in Österreich
Wien
Zentrale Servicestelle 
1010 Wien, Reichsratsstraße 15 
Tel: 050 195-3000 Fax: 050 195-93000 
Mail: zentrale@mietervereinigung.at 
Montag und Mittwoch 8.30 bis 19.00 Uhr 
Dienstag und Donnerstag von 8.30 bis 
17.00 Uhr, Freitag von 8.30 bis 14.00 Uhr 
Terminvereinbarung ist notwendig 

1020 Leopoldstadt / 1200 Brigittenau 
Praterstern 1, 1. Stock
Telefon: 01/2142310-24
Mail: leopoldstadt@mietervereinigung.at
Sprechstunden: Dienstag 16.00-17.00 Uhr,
Mittwoch 13.30-15.00 Uhr
Sommersperre von 4. Juli bis 5. Septem-
ber 2022

1040 Wieden,1050 Margareten und 
1060 Mariahilf 
Spengergasse 30–32, 1050 Wien 
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung

1090 Alsergrund
Salzergasse 22
Tel: 01/53427-1090
Mail: alsergrund@mietervereinigung.at
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung

1100 Favoriten 
Jagdgasse 1B/1. Stock
Telefon: 0664/4365156 von Mo-Fr von 
09.00 Uhr bis 12.00 Uhr, Fax: 01/603 68 12 
Mail: favoriten@mietervereinigung.at
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung

1110 Simmering 
Alt Simmeringer Weinschenke Fam. Pfeif-
fer, Kaiser-Ebersdorfer-Straße 42, 
1110 Wien - Telefon: 01/749 05 41 
Mail: simmering@mietervereinigung.at
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung

1120 Meidling 
Ruckergasse 40
Mail: zentrale@mietervereinigung.at 
Terminvereinbarung ist notwendig 

1130 Hietzing 
Wolkersbergenstraße 170
Tel: 0664/3615135 
Mail: hietzing@mietervereinigung.at 
Wir sind wieder für Sie da! Beratungster-
mine von 17-18 Uhr am:
16. Dezember 2021, 20. Jänner 2022,
17. Februar 2022, 17. März 2022

1140 Penzing 
Linzer Straße 297 
Tel: 050 195-3000 
Mail: zentrale@mietervereinigung.at 
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung

1150 Rudolfsheim-Fünfhaus 
Mareschplatz 5
Tel: 0676/6017756 
Mail: rudolfsheim-fuenfhaus@ 
mietervereinigung.at 
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung

1160 Ottakring 
Schuhmeierplatz 17–18
Tel: 01/493 16 88 
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung

1170 Hernals 
SPÖ-Obmannzimmer, Kalvarienbergg. 28A 
Tel: 050 195-2002, Fax: 050 195-92002 
Mail: hernals@mietervereinigung.at 
Nur nach vorheriger telefonischer 
Terminvereinbarung.

1180 Währing/1190 Döbling 
Billrothstr. 34
Tel: 01/3684279-17, Mail: waehring- 
doebling@mietervereinigung.at 
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung

1210 Floridsdorf 
Reichsratsstraße 15
Tel: 050 195-3000, Fax: 050 195-93000
Mail: zentrale@mietervereinigung.at 
Terminvereinbarung ist notwendig 

1220 Donaustadt 
Donaufelder Str. 259, Tel: 01/203 76 94
Mail: donaustadt@mietervereinigung.at 
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung
 
1230 Liesing 
HdB Liesing, Liesinger Platz 3, 2. Stock 
Tel: 0660/463 90 27 
Mail: liesing@mietervereinigung.at 
Termine nur nach vorheriger telefoni-
scher Terminvereinbarung

Niederösterreich 
Landessekretariat NÖ 
3100 St. Pölten
Niederösterreichring 1 A Tel: 02742/225 
53 33, Fax: 02742/225 53 35 Mail: 
niederoesterreich@mietervereinigung.at  
Telefonisch erreichbar von Montag bis 
Donnerstag von 8.30 bis 13.00 Uhr sowie 
Freitag von 8.30 bis 12.30 Uhr.
Sprechstunden nur nach vorheriger tele-
fonischer Vereinbarung
 
Termine in den Außenstellen nur nach 
vorheriger telefonischer Terminvereinba-
rung unter 02742/225 53 33 
1010 Wien, Reichsratsstraße 15 
2340 Mödling, Hauptstraße 42a 
2700 Wr. Neustadt, Wienerstraße 42 
3300 Amstetten, Rathausstraße 1 
3502 Krems/Lerchenfeld, Hofrat-Erben-Str. 1 

Burgenland 
Die Beratungen finden in den Außenstel-
len Wiener Neustadt und Mödling sowie 
in der Zentrale der MVÖ statt. 

Liebe Mitglieder, 
liebe Ratsuchende! 
Bitte beachten Sie bei persönlichen 
Beratungsterminen die aktuell in Ih-
rem Bundesland geltenden Corona-
Sicherheits- und Hygienebestimmun-
gen und halten Sie die erforderlichen 
Nachweise bereit. Nutzen Sie auch 
unser für Sie optimiertes und auf-
gestocktes Beratungsangebot per 
Telefon und per Internet.
Bleiben Sie gesund, wir freuen uns auf 
Sie – bis bald! 
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Steiermark 
LANDESGESCHÄFTSSTELLE 
GRAZ 
8020 Graz , Feuerbachgasse 1 
Öffnungszeiten: Montag bis 
Freitag von 8 bis 12 Uhr 
Tel: 050195-4300, 
Fax: 050195-94300
Mail: steiermark@mietervereinigung.at 
Homepage: www.mietervereinigung.at                                                                                                
Rat und Hilfe in allen Wohnrechtsfragen! 

REGION WEST 
8940 Liezen 
AK Ausseerstraße 42, Terminvereinba-
rung unter Tel: 05-7799-4000 notwendig;
Tel.: 050195-4300 
Sprechstunden: 10.00–12.00 Uhr
Termine: 21. März, 25. April, 16. Mai

8793 Trofaiach 
Stadtgemeindeamt, Luchinettigasse 9
Besprechungszimmer 1. Stock
Tel: 050195-4300 
Sprechstunden: 9.00–10.30 Uhr 
Termine: 15. März, 19. April, 17. Mai

8790 Eisenerz 
Sprechstunden nach telefonischer Verein-
barung mit Frau Kornelia Hammer unter 
0676/6882863

8700 Leoben 
SPÖ Regionalbüro, Hauptplatz 9/1
Tel: 050195-4300 
Sprechstunden: 14.00–15.00 Uhr 
Termine: 15. März, 19. April, 17. Mai

REGION SÜD-WEST 
8430 Leibnitz 
Karl-Morre-Straße 8 (Servicebüro der SPÖ)
Tel: 050195-4300 
Sprechstunden: 9.30-11.30 Uhr 
Termine: 8. März, 12. April, 10. Mai

8530 Deutschlandsberg 
Rathausgasse 3 (Arbeiterkammer)
Tel: 050195-4300 
Sprechstunden: 9.00–11.00 Uhr 
Termine: 10. März, 14.April, 12. Mai

8580 Köflach 
Feldgasse 24
Tel: 0676/6062434 
Sprechstunden: 14.30–15.30 Uhr 
Termine: 17. März, 21. April, 19. Mai

REGION MURTAL 
8740 Zeltweg 
ÖGB / AK Gebäude, Hauptstraße 82
Tel: 050195-4300
Sprechstunden: 11.30–13.00 Uhr
Termine: 15. März, 19. April, 17. Mai

REGION OST 
8160 Weiz 
Stadtservice Weiz
Rathausgasse 3, (EG Kunsthaus)
Tel: 050195-4300 
Sprechstunden: 9.00–10.30 Uhr
Termine: 28. März, 25. April, 23. Mai

8280 Fürstenfeld 
Rathaus Fürstenfeld – Besprechungszim-
mer Augustinerplatz 1
Tel.: 050195-4300 
Sprechstunden: 11.30–12.30 Uhr 
Termine: 28. März, 23. Mai

8330 Feldbach 
Ringstraße 5, Arbeiterkammer 1. Stock
Tel: 050195-4300
Sprechstunden: 14.00–15.00 Uhr 
Termine: 28. März, 23. Mai

REGION NORD 
8600 Bruck an der Mur 
ÖGB/AK Gebäude, Schillerstraße 22
Tel: 050195-4300
Sprechstunden: 9.15 bis 10.45 Uhr
Termine: 1. März, 5. April, 3. Mai

STUDENTEN: 
Sprechstunden an der 
Österreichischen Hochschülerschaft 
8010 Graz, Harrachgasse 21 – Vorklinik, 
1. Stock, Tel: 050195-4300 
Sprechstunden: 14.00–15.00 Uhr 
Termine: 9. März, 13. April, 11. Mai

Salzburg 
5020 Salzburg, Wartelsteinstraße 1 
Persönliche Beratungen: 24. März, 28. April, 
19. Mai – jeweils 9.30–12.30 Uhr , Anmel-
dung nicht erforderlich! 
Mail: salzburg@mietervereinigung.at 
Tel: 050195-2003 , Fax: 050195-9 2003 
Bürozeiten: Mo 9.30–12.30 Uhr, Do 14.00–
17.00 Uhr

Kärnten 
Derzeit nur telefonische Beratung bzw. 
Schriftverkehr. Tel: 050 195-2003, 
Fax: 050 195-92003 
Mail: kaernten@mietervereinigung.at

Oberösterreich 
Landessekretariat 
4020 Linz, Noßbergerstraße 11 
Tel: 0732/77 32 29, Fax: 0732/79 44 61 
Mail: oberoesterreich@mietervereinigung.at 
Öffnungszeiten: Mo-Fr 8.30-12.00 Uhr, Mo 
und Mi auch 14.00-16.30 Uhr, Terminver-
einbarung ist notwendig. Für fremdspra-
chige Ratsuchende stehen 14-tägig jeweils 
am Donnerstag von 16.00 bis 18.00 Uhr 
beim Verein »Migrare - Zentrum für Mig-
rantInnen OÖ«, Bulgariplatz 12, 4. und 
5. Stock , 4020 Linz, Tel: 0732/667363 ein 
Dolmetsch sowie ein/e JuristIn der Mie-
tervereinigung zur Verfügung.  

4320 Perg 
Herrenstraße 20/9,  Tel: 05/7726-2500 
Öffnungszeiten: Sprechtage nach Bedarf 
und telefonischer Vereinbarung 

4400 Steyr 
Leopold-Werndl-Straße 10/1. Stock 
Tel: 05/7726–1200, Öffnungszeiten: 14- tä-
gig jeweils am Do von 16.30 bis 18.00 Uhr
 
4560 Kirchdorf an der Krems 
Hauptplatz 7, Tel: 07582/620 56
Öffnungszeiten: Sprechtage nach Bedarf 
und telefonischer Vereinbarung 

4600 Wels 
Kaiser-Josef-Platz 23-25 
Telefon: 05/7726-4611
Öffnungszeiten: Di 8.00 bis 12.00 Uhr 

4810 Gmunden 
Herakhstraße 15 B (Arbeiterkammer) 
Öffnungszeiten: jeden 2. Montag des 
Monats von 14.00 bis 16.00 Uhr

4840 Vöcklabruck 
Parkstraße 27, Tel: 05/7726 1400 
Öffnungszeiten: jeden 1. Di im Monat 9.00 
bis 11.00 Uhr, telefonische Voranmeldung

Tirol 
Landessekretariat 
6020 Innsbruck, Adamgasse 9 
Tel: 0512/58 24 31, Fax: 0512/58 24 31-14 
E-Mail: tirol@mietervereinigung.at 
Öffnungszeiten: Mo-Fr 10.00–12.00 Uhr 
und Di 17.00–19.00 Uhr, um tel. Termin-
vereinbarung wird gebeten.

Vorarlberg
Landessekretariat 
6900 Bregenz 
Tel: 05574/582 36 20, Fax: 050 195-94550 
Mail: vorarlberg@mietervereinigung.at 
Montag bis Donnerstag 9.00–11.00 Uhr
(nur mit telefonischer Voranmeldung)



38 FAIR WOHNEN 1/22

FAIR WOHNEN SERVICE

ANTWORT

FRAGE

FRAGE FRAGE
Eine lärmende Hauspartei raubt den 
anderen im Haus den Nerv. Trotz 
mehrerer Gespräche mit dem Nach-
barn hat sich die Situation nicht ver-
bessert. Was kann man unternehmen? 

Grundsätzlich haben Sie als Mieter 
drei Möglichkeiten: 
Sie können den Sachverhalt bei der 
Polizei anzeigen, denn die Erregung 
störenden Lärms in ungebührlicher 
Weise stellt nach den jeweiligen Lan-
despolizeigesetzen einen Verwal-
tungsstraftatbestand dar. Dabei ist im-
mer im Einzelfall zu prüfen, ob eine 
angezeigte Lärmerregung störend und 
ungebührlich ist. Die Beurteilung er-
folgt in der Regel durch die Polizei. 
Sie können direkt gegen den stören-
den Nachbarn vorgehen und gegen 
ihn eine Klage (Schutz gegen »Immis-
sionen«) einbringen, womit dem Stö-
rer die Pflicht auferlegt werden soll, 
die Störungen künftig zu unterlassen.
Sie können sich auch an den Vermieter 
wenden und von diesem Abhilfe ver-
langen, denn der Vermieter ist gemäß 

Ich konnte meine Wohnungstür nicht 
mehr aufsperren. Der herbeigerufene 
Schlüsseldienst hat festgestellt, dass 
das Schloss klemmt und einen neu-
en Zylinder eingebaut. Wer trägt die 
Kosten?

Im Geltungsbereich des Mietrechts-
gesetzes (MRG) und des Wohnungs-
gemeinnützigkeitsgesetzes (WGG) ist 
die Eingangstüre grundsätzlich ein all-
gemeiner Teil des Hauses und damit 
Vermietersache. Handelt es sich nicht 
um MRG/WGG-Anwendbarkeit, dann 
wäre der Mietvertrag auf relevante In-
halte zu prüfen. Manchmal decken 
Haushaltsversicherungen eine Repa-
ratur bzw. den Austausch des Schlos-
ses. Fragen Sie eventuell bei Ihrer 
Haushaltsversicherung nach, ob der 
Austausch übernommen wird. 

Sie haben konkrete Fragen rund ums Wohnen? 
Die Wohnrechts-Experten der Mietervereinigung 
Österreichs geben gerne Auskünfte.

Wie ist das eigentlich?
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ANTWORT

§ 1096 ABGB verpflichtet, dem Mieter 
den vereinbarten Gebrauch des Miet-
objektes zu gewährleisten. Dieser An-
spruch besteht aber nur bei einer we-
sentlichen Beeinträchtigung des Ge-
brauches des Mietobjekts. 

Ich möchte eine Wohnung mieten, al-
lerdings irritiert mich eine Klausel im 
Vertrag, die besagt, dass ich für ein Jahr 
auf die Kündigung verzichte. Was pas-
siert, wenn ich trotzdem früher auszie-
hen möchte? 

Ein beidseitiger Kündigungsverzicht 
bei einem unbefristeten Mietvertrag 
auf ein Jahr ist jedenfalls wirksam und 
daher eine vorzeitige Kündigung aus-
geschlossen. Sollte Sie daher schon 
vor Ablauf eines Jahres wieder auszie-
hen wollen, dürfen Sie eine derartige 
Klausel nicht akzeptieren.

ANTWORT
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Garantiert gut beraten und gut vertreten.

Die Mietervereinigung kämpft für Deine Rechte 
als MieterIn und steht Dir bei Problemen mit 
Vermietern zur Seite. Top-JuristInnen beraten Dich 
in allen Wohnrechtsfragen und helfen Dir gegen 
Abzocke bei Mieten und Betriebskosten, beim Streit 
um Kautionen und vielem mehr. Damit Wohnen fair 
bleibt. Alle Infos: 

Kannst Du auch.
Fair Wohnen?

www.mietervereinigung.at


